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An unſere Leſer!
Laut Verfügung des Oberkommandos in

auf drei Tage verboten. v
Es iſt uns geſtattet, unſere Leſer von der

tigen, daß das Verbot „wegen Nichtbeachtung einer allgemein gültigen Zenſurverfügung“ ausgeſprochen
worden iſt.

Jn der Sitzung des Hauptausſchuſſes am Dienstag
brachte Abgeordneter Ebert das Verbot des Vorwärts zur
Sprache. Ausgerechnet in den Tagen, in denen wir hier
über die Zenſur verhandeln, erfolgt ein ſolches Verbot, das den
ganzen Beſchwerden die Krone aufſetzt. Jn Oeſterreich-Un-
garn ſpielen ſich Dinge von einſchneidender Bedeutung ab.
Wegen der Kürzung der Mehlration kam es in Wien zu Dif-
ferenzen, die ſich raſch über die beiden Reiche ausbreiteten und
ſchließlich einen politiſchen Charakter annahmen. Am Freitag
ſtand in beiden Ländern das Wirtſchaftsleben vollkommen
ſtill. Der Proteſt der Arbeiterſchaft in OeſterreichUngarn
richtete ſich insbeſondere gegen die Rede, die General Hoff
mann in BreſtLitowſk gehalten hatte. Jn der ganzen Welt
wären dieſe Vorgänge bekannt, nur in Deutſchland erfahre
man nichts davon. Wir waren von OeſterreichUngarn voll
ſtändig abgeſchnitten, dennoch kamen Gerüchte über dieſe Vor-
gänge nach Deutſchland und verdichteten ſich zu der Behaup
tung, in Prag und in ſei es zu Straßenkämpfen ge
kommen. Jm Berliner Auswärtigen Amt wußte man ſon
derbarerweiſe von all dieſen Dingen am Sonnabend nichts.
Jnformationen konnten den Vertretern der Parteien nicht
gegeben werden. Dagegen wurde am Sonntag vormittag der
Preſſe erneut verboten, über dieſe Vorgänge etwas zu bringen.
Dagegen durfte die Erklärung des Grafen Czernin veröffent
licht werden, aus der man auf die Vorgänge ſchließen konnte.
Der Vorwärts, von allen Seiten beſtürmt Auf-
klärung zu geben, brachte dann die Rede Adlers und andrer
Abgeordneten im Budgetausſchuß des öſterreichiſchen Herren-
hauſes. Andre Blätter haben das ebenfalls getan und die
dort gehaltenen Reden ſofort zu einer Hetze gegen die Sozial
demokratie aus geſchlachtet. Dieſen Blättern iſt nichts in den
Weg gelegt worden, der Vorwärts aber wurde ver-
boten. Jn dieſem einſeitige parteiiſchen Vorgehen liegt eine
Provokation der ſozialdemokratiſchen Partei und der geſamten
deutſchen Arbeiterſchaft. Wie kann das /Ansand Vertrauen in
die deutſche Preſſe baben, wenn ihr die Mitieilung ſolcher
Tatſachen verboten wird, und das in einer Zeit, in der die
Alldeutſchen ungehindert gegen Oeſterreich hetzen. Der Reichs-
tag iſt es geradezu ſeiner Würde ſchuldig, gegen dieſes Vor-
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Halle, Mittwoch den 23. Jannar 1918. 2. Jahrgang.

den Marken iſt das Erſcheinen des Vorwärts zunächſt

Tatſache des Verbots mit der Maßgabe zu benachrich

Redaktion und Verlag des Vorwärts.

am vorigen Mittwoch gegen die Rede des Generals Hoffmann
im Hauptausſchuß proteſtiert, allerdings iſt dieſe Verhand
lung für vertraulich erklärt worden und kam deshalb nicht in
die Oeffentlichkeit. Wir begrüßen das Vorgehen des Prole-
tariats in Oeſterreich und in Ungarn und drücken ihm unſre
volle Sympathie aus. Sie dürfen verſichert ſein, wenn es
ſein muß, wird die deutſche Arbeiterklaſſe ihre ganze Kraft
daran ſetzen, um zu verhüten, daß die Beſtrebungen zur Her-
beiführung eines baldigen Friedens der Verſtändigung und
des Rechts nicht durchkreuzt werden.

Major Grau erklärte, die Nachrichten aus Oeſterreich
ſeien derart widerſprechend geweſen, daß ihre Veröffent-
lichung deshalb nicht zugelaſſen werden konnte. Das Verbot
des Vorwärts ſei erfolgt, weil er wiederholt gegen Zenſur-
vorſchriften verſtoßen habe.

Abg. Scheidemann ſtellt feſt, daß dieſe Behauptung
nicht zutreffend iſt. Der Vorwärts hat lediglich die Rede
Adſers gebracht und damit dem deutſchen Volk einen großen
Dienſt erwieſen. Redner ſagt noch Vergeſſen Sie nicht, daß
die Zuſtände bei uns denen in Oeſterreich vor Ausbruch des
Ausſtandes gleichen. Spielen Sie nicht mit dem Feuer. Der
Redaktion des Vorwärts iſt lediglich zwei Stunden vor dem
Verbot Vorbehalt darüber gemacht worden, daß ſie das
Zenſurverbot verletzt hätte.

Abg. Haaſe regt an, feſtzuſtellen, ob die Zenſur über-
haupt das Recht hatte, die Nachrichten aus Oeſterreich zu
unterdrücken. Ein Vertreter des Auswärtigen Amtes erklärt
auf eine Anfrage, daß man in kurzer Zeit kein Referat über
die Vorgänge in Oeſterreich erſtatten könne. Die Verhand
lungen wurden darauf bis gegen 6 Uhr unterbrochen.

Die urſprünglich für Montag geplante Beſprechung des
Staatsſekretärs v. Kühlmann mit den Führern der Reichs-
tagsfraktion fand geſtern nachmittag fünf Uhr ſtatt.

Für Donnerstag bleibt es-bei der angekündigten Rede des
Reichskanzler s. Zum ſelben Tage iſt der auswärtige
Ausſchuß der öſterreichiſchen Delegation einberufen, in welchem

gehen den allerſchärfſten Proteſt zu erheben. Wir haben ſchon

Zu den Vorgängen in OeſterreichUngarn.
Aus Wien wird vom 22. Januar berichtet:
Jm Abgeordnetenhauſe beantwortete Miniſterpräſident

v. Seidler zunächſt Jnterpellationen der und tſchechi
ſchen Abgeordneten betreffend die Prager Entſchließung und führte
ausDie Entſchließung ſteht mit den dynaſtiſchen und patriotiſchen
Grundbegriffen der Oeſterreicher nicht im Einklang. Sie
das Selbſtbeſtimmungsrecht an unter Auflöſung des bishe
Staatsverbandes. Eine ſolche Auffaſſung werde von jedem Oeſter
reicher mit Entrüſtung pprugge s n nnd müſſe von jeder
Shgen erung mit
Beifall und Händeklatſchen.) Ser

Wir erſtreben, fuhr der Miniſterpräſident fort, einen ehren-
vollen den. der uns und unſeren Verbündeten für alle Zeit
ſicheren and verbürgt. Wir erſtreben ihn im Geiſte der Ge

it und Verſöhnlichkeit, aber auch jener Einigkeit und
die den Gegnern die Ausſichtsloſigkeit ihrer Vergewal

t z ten vor Augen führen wird.h e e e war keinen ausſchreitenden
Charakter, konnte aber doch bedenkliche re annehmen. Die
Regierung hat kein Bedenken getragen, beſonders auf dem Gebiet
des Gemeindewahlrechts die ſeit langem erwogenen Reformen
eigen Die Durch h ſo geſchehen, daß der nationale Beſitzſtand gewahrt werde (Lärm und Zwiſchentufe bei ben
Tſchechen), und daß die berechtigten Anſprüche aller Volksteile im
Rahmen des Möglichen ihre Befriedigung finden. Politiſche
Meinungsverſchiedenheiten müßt n dem gemeinſamen
danken n r i in Peleküen wenn e tt
verm re erigen Aufgaben nur zu erfüllen,einer e r nen ſtarken Rückhalt finde. (Leb-
hafter Beifall und Händeklatſchen.)

Wien, 22, Januar. Die r eng Parteien des Ab
eordnetenhauſes haben beſchloſſen, ſich zu einem Verbande zu
ammenzuſchließen, der den N n Verband der deutſch nationalen
arteien im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe führt. Der neue
rband zählt 94 Mitglieder.Eine Arbeiterabordnung beim ungariſchen

Miniſterpräſidenten

allen Mitteln bekämpft werden. (Lebh.

Ge Verſorgung mit Lebensmitteln durchzuführen. Die Regierung, ſo

Graf Czernin wichtige Erklärungen abzugeben beabſichtigt.

verſammlungen überreichte. Der Denkſchrift zufolge drück
ten die Arbeiter den Wunſch aus, daß die auswärtige Vertretung der
Monarchie einen annexionsloſen, auf dem Selbſtbe-
er ungsrecht der Völker beruhenden Frieden ehe-
aldigſt abſ.chließe, daß der dem Abgeordnetenhauſe unter-

breitete Wahlrechtsentwurf ohne Verzug verhandelt
werde, und daß, falls die die Erledigung verhindern
ſollte, das Haus aufgelöſt werde. Sodann wünſchen die Arbeiter
eine gerechte und billige Verteilung der Lebens-
mitt el und Bedarfsartikel an die Arbeiter.

Der Miniſterpräſident verwies bezüglich des Friedensſchluſſes
auf die bekannte Erklärung des Grafen Czernin und fügte hinzu,
daß die ungariſche Regierung die Friedenspolitik mit
voller Kraft'unterſtütze. Der Miniſterpräſident bemerkte
jedoch, daß Ereigniſſe, wie der Streik die Friedensverhandlungen
ernſtlich gefährden. Falls die Arbeiter ein Zuſtandekommen des
Friedens wünſchten, müßten die entſtandenen Betriebsſtörungen
ſofort eingeſtellt werden. Bezüglich des Wahlrechts wiederholte
der Miniſterpräſident die Verſicherung, daß die Regierung mit dem
Wahlrecht ſtehe und falle. Sie werde alles tun, um das Zuſtande-
kommen des Geſetzes zu beſchleunigen. Falls für das Wahlgeſetz
keine Mehrheit im jetzigen Abgeordnetenhauſe erlangt werden
könne, werde die Regierung an die Wähler appellieren. Was die
Lebensmittelfrage betrifft, ſagte er, ſo iſt die Regierung
zu energiſchen Maßnahmen entſchloſſen, um der durch den Krieg be-
wirkten ſchwierigen Verhältniſſe Herr zu werden und eine genügende

chloß der Miniſterpräſident, gibt die Erklärung unter keinerlei
Druck von außen ab, ſondern um Mißverſtändniſſe zu zerſtreuen,
welche mannigfach zu Betriebseinſtellungen geführt haben. Die Re-
gierung erwartet, daß die Arbeiter nunmehr zur Arbeit zurück-
kehren.

Der Führer der Arbeiterabordnung nahm die Antwort des Mi-
niſterpräſidenten zur Kenntnis, dankte und drückte die Hoffnung
aus, daß die Arbeit nun in ſämtlichen Betrieben aufgenommen
werden würde. Am Montag früh wurde in jenen Werkſtätten, wo
der Betrieb unterbrochen geweſen war, die Arbeit wieder auf-
genommen.

Miniſterpräſident Dr. Wekerle empfing eine Arbeiterabordnung, iſt Denkſchrift mit den Veſchlüſſen der Arbeiter

das buthot des borwärts vor dem hauptauoſſhuß.

Der Porwärts ließ am Dienstagmorgen dieſe Benachrichtigung verbreiten:
Maſſenſtreik in Oeſterreich.

Nach inzw. ſchen eingegangenen Meldungen iſt in
Wien die Arbeit am Montag wieder aufgenommen
worden.

S. A. K. Während die großen Berliner Blätter ſich noch
mit dem Artikel des Wiener Fremdenblatt gegen den Fürſten
Bülow und ſeine angebliche Aktion wider Kühlmann h
tigten, entwickelte ſich in Wien mit blitzartiger Schnelligkeit
eine innere Kriſe, gegen deren Schärfe das ganze parlamen-
tariſche und außerparlamentariſche Kuliſſentreiben im völligen
oder Halbdunkel als geringfügig erſcheinen muß.

Schon der deutſch öſterreichiſche ſozialdemokratiſche Par
teitag gegen Ende Oktober vorigen Jahres hatte eine ſtarke
Radikaliſierung der Arbeiterſchaft erkennen laſſen. Wenn es
auch in Oeſterreich nicht zur Parteiſpaltung gekommen iſt, ſo
ſcheint doch die radikale Minderheitsrichtung gerade ſeit der
Einkerkerung Friedrich Adlers erheblich Anhang gewonnen zu
haben. Jnzwiſchen hat die Oppoſition durch die Rückkehr
Otto Bauers aus Rußland einen geiſtigen Führer von höchſter
Bedeutung erlängt, der überdies wie die. unter dem Pſeu-
donym „Heinrich Weber“ erſchienene Schrift über die ruſſiſche
Revolution zeigte ſich ſtark in bolſchewiſtiſchen Gedanken
Jaängen dewegt. D. Otto Bauer vor den. Kriege allgemein
als der „Kronprinz“ der Partei zalt und als Fraktionsſekretär
und Rediakteur des Kampf onch eine ſehr einj. ußreiche Stellung
hatte mußte es um ſo rößeren Eindruck machen, ihn jetzt als
e pen der Partermehrheiten in den kriegführenden Ländern
zu ſehen.

Die Ernährungsverhältniſſe in Oeſterreich ſind infolge
der höchſt ſäumigen Hilfe des reichen Ungarn, infolge ſtets ver
ſpäteten und in der Durchführung immer jaxen Eingreifens
der Regierun, viel ſchlechter noch als in Deutſchland, der
Gegenſatz zwiſchen den Ernährungsmöglichkeiten der Begü-
terten und der harten Not des Proietariats bis weit hinauf in
Mittelſtand und Beamtentum iſt aufreizend, der Schleich-
handel üserwuchert alles. Jnfolgedeſſen iſt die Anteilnahme
an dem Geſchick der Verhandlungen von Breſt-Litowſk noch
wert größer als bei uns. Als dieſe in der letzten Zeit wieder
holt vor ernſten Wendepunkten ſtanden, ja zu ſcheitern
drohten, als in Berlin jene Konferenzen ſtattfanden, deren
Ergebnis von den Erzberungspolitikern für ſich reklamiert
wurden und als insbeſondere das bekannte Auftreten des Ge
nerals Hoffmann gegenüber den Ruſſen erfolgte, bemächtigte
ſich der Arbeitermaſſen in Wien und Riederöſterreich eine
raſch wachſende Erregung, die hell aufflammte, als das Er-
nährungsminiſterium ſich zu einer erheblichen Herabſetzung
der Mehlration gezwungen ſah. Man muß dabei bedenken,
daß die Mehlſpeiſen in Oeſterreich nicht eine Leckerei, ſondern
eine unentbehrliche Volksnahrung ſind, daß die Kartoffelration
nur 3 Pfund beträgt und daß an öfteren Fleiſchgenuß nur
noch Leute mit höherem Einkommen denken können.

Die ſozialdemokratiſche Partei, die ſchon ſeit dem Partei-
tag im ganzen Staat Friedensverſammlungen veranſtaltet
hatte, die ſtarken Beſuch fanden, leitete nun eine neue Kam-
pagne demonſtrativer Verſammlungen ein und eröffnete in
ihrer Preſſe einen ſcharfen Feldzug gegen Graf Czernin als den
Vater des auſtropolniſchen Plans und gegen das deutſche
Vorgehen in Breſt-Litowſk. Trotzdem traten den offiziellen
Parteiredner am Sonntag, dem 12. d. M. in Wien mehrfach
Oppoſitionelle entgegen. Deutſchnationale „Siegfriedens“-
Verſammlungen wurden von ſozialdemokratiſchen Arbeitern
majoriſiert und in Friedenskundgebungen verwandelt.

Am Dienstag und Mittwoch voriger Woche brachen zuerſt
in Wiener Neuſtadt und im niederöſterreichiſchen Metall
induſtriegebiet ſpontan Streiks aus, die raſch auf Wien über
griffen und am Freitag zum Generalſtreik führten.
Entgegen den Aufforderungen der Parteileitung ſchloſſen ſich
auch die Transportgewerbe der Bewegung an. Man muß be
denken, daß die Metallarbeiter großenteils unter Militärſtraf
recht geſtellt ſind, um die Energie ihres Auftretens würdigen
zu können. Auch die Buchdrucker ſchloſſen ſich an, in Wien
erſchien am Sonnabend, wie es heißt, nur die Arbeiter- Zeitung
als zweiſeitiges Nachrichtenblatt. Es ſcheint auch der Tele
graphen- und Telephonbetrieb in Mitleidenſchaft gezogen ge
weſen zu ſein.

Die Parteileitung hat öffentlich feſtgeſtellt, daß der Aus
ſtand ohne Wiſſen und Willen der Organiſationen ausge
brochen iſt. Nach ihrer Meinung kann die Kriſe nur beigelegt
werden, wenn die Regierung

1. volle Sicherheit gibt, daß die Friedensverhandlungen
nicht an territorialen Forderungen ſcheitern (inzwiſchen hat
Graf Czernin eine ſolche Erklärung abgegeben) und wenn die
Vertrauensmänner der Arbeiter dauernd über die Verhand
lungen auf dem Laufenden gehalten werden, i

2. der Verpflegungsdienſt gründlich umgeſtaltet, ſo daß
die Selbſtverſorger der übrigen Bevölkerung leichgeſtellt
werden und das mahlen auf eigene Rechnung verboten wird,

3. die Einführung des allgemeinen, n, direkten und
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geheimen vorſchlägt und
4. die Militariſierung der Betriebe aufhebt.
Nur ſpärlich drangen Nachrichten über den Verkauf der

Bewegung nach Berlin. Doch war bis Sonntag vormittag ein
im ganzen tadelloſer Verlauf ohne Unordnungen und Exzeſſe
gemeldet. Aus der öſterreichiſchen Provinz, insbeſondere aus

Gemeindewahlwahlrechts de m Parlament

rm Peaierung. V
i

den Sudetenländern, fehlen Nachrichten. Auch in. Graz ſtan-
den a egsbetriebe In Wien verhandelte der Partei
vorſtand namens der Streikenden mit
die Bewegung der Parteitüb ſchend gekommen iſt,iſt es doch ſelbſtverſtändlich, da ijaldemokratie Arbeiter zu vertreten hat die für reihe und Brot
kämpfen. Es geht auch darnm, miteder Zenſur Schluß zu
iachen und die bisher immer itr veorſprochene demokratiſche
inere Neuordnung ernſtlich in Gang zu bringen.

Die Erklärungen der Regierung wurden in einer Konferenz
einer Abordnung der Vextrauensmänner mit der Regierung am
Sonnabendabend abgegeben. Hierauf trat eine große Ver-
trauensmännerverſammlung im Wiener Eiſenbahner-
heim zuſammen, der die
Jn dieſer Verſammlung

a

ſe Erklärungen bekannt gegeben wurden.
ergriff auch der Vorſtand der deutſchen

ſozialdemokratiſchen Partei Oeſterreichs, der Abgeordnete Dr.
Victor Adler, das Wort und ſagte u. a.

„Es iſt in den drei Tagen durchaus nicht alles erreicht worden.
Wenn wir auch nicht als Sieger heimtehren, ſo können wir d
mit gütemn Gewiſſen ſagen. daß die Arbeiterſchaft und ihre V
treter aus der Lage herau ri ha
Wir haben die Forderungen erhohen: Frieden, Demol
Brot. Der Ernährungsminiſter hat uns leid getan; ich glaube es
iſt doch ein Schritt geſchehen, daß das Vorhandene vernünftiger
verteilt wird.

Was den Frieden betrifft, ſo ſind auch die Miniſter ebenſo unge
duldig wie wir alle, aber wir haben ein Dokument, nicht nur
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Regierung aufgeſtellt und vertreten habe. Jm Ausſchuß des
öſterreichtſchen Abgeordnetenhauſes hat der Miniſterpräſident

Czernins erklärt daß Oeß
Programm, den Frieden zu

ungen. Und faſt gleichzeitig
mit dem öſterrei

gariſche Mit
Jn der er
netenhäufes Dr.ausdrücklich durch die Erklärung

Wie anders dagegen bri
Vaterlandspartei treibt eine

gungsfrieden wixkt, und zu der übergroßen Mehrheit der Be-
völkerung. Ueberall finden mit Zuſtimmung der Generalkommandos
Verſammlungen der Vaterlandspartei ſtatt, während den Ver-
ſammlungen der Anhänger des Verſtändigungsfriedens im all
gemeinen die größten Schwierigkeiten gemacht werden. Aber nicht
nur das! Die Vorgänge in Sachſen zeigen, daß durch die Vater
landspartei und ihre Agitation das deutſche Volk durch eine tiefe
Kluft völlig guseinandergefpalten worden iſt. Und dieſe Agitation
findet in Sachſen die bewußte Unterſtützung der Staatsregierung,
wie die Auseinanderſetzungen in der Zweiten Kammer bei dem

Kapitel des Staatshaushaltsplans über das Geſamtminiſterium
gezeigt haben. Das Telegramm-Trommelfeuer der Vaterlands-
partei, das im ganzen Reiche über die Regierungen und die
Bundesfürſten niedergegangen, iſt als eine gewöhnliche Mache-
als der ärgſle grobe Unfug, den es ſe gegeben hat, enthüllt
worden. So wird die öffentliche Meinung bearbeitet. Und in
dieſer Meinungsmache ſtellen ſich die ſächſiſchen. Miniſter auf die
Seite der Vaterktandsleute nicht nur, ſondern ſie ſpielen auch den
König mit in dieſe Bewegung hinein, ſtatt ihn von dieſem Kampfe

fernzuhalten. Der Kultusminiſter Dr. Beck erklärte als vorſitzender

Miniſter, die ſächſiſche Regierung werde nur einem Frieden zu
ſtimmen der umerer milttäriſchen, politiſchen, wirtſchaftlichen
und lturellen Lage in Zukunft dauernde Sicherung gewähre

e die Freiheit der Meere verbürge. Von dieſem

Vaterländsvartei in Plauen aus. Der König habe
Huverſicht ausgeſprochen, der Kaiſer werde nur einem

ieden zurimmen, der das Vaterland gegen alle künftigen An-
habe der König nur einem Wunſche

der von der ganzen Bevölkerung geteilt7 r r 50 T F na ie i v .1144 nie

Sonntag ſollten geſtern guf allen Betrieben die Arbeit wieder fü en
hre dem König der wärmſte Dank. Dieſe Aus-

den konſervativen und nationalliberalen

non r 9 die d nd t S z ſ 1 r. 5 o ti leget. worden e T er Getrieett, terlandenarteflern allerdings mit läuter Zuſtimmung begrüßt.
Folge geleiſtet worden. Jn den größeren Betrieben ruhte au Arte terin fanden ſie dagegen anf der Unkegeſtern die Arbeit. Ein größerer Teil der Arbeiter ſpeziel l r dagegen auſ der In en
jener, der von den Radikalen geführt wird, gil ich mit dem -eilte, bei den Soztal morraten urd Fortſchrittlern. Als der
Ergebnis nicht zufrieden und verſucht auf eigne e den Streit Großadmirg! von Tirpitz in höchſteigener Perſon in Dresden über
fortzuſetzen. Jn der geſtrigen Verſommlung. wurden unter toll u ſrehungen der Vaterlandangrtei kornct telfortzuſetzen. S i h ie giele und Beſtrebungen der Vaterlandspartei ſprach, hieltenArbeiterſchaft Aufrufe pertet 2 twelt ſcharfe drij n l
Oberſte Heeresleitung enthalten. Geſtern arbeiteten ungefähr
60 v. H. Man hofft, daß heute die Arbeit in gllen Betrieben
aufgenommen wird.

d J

D. 97 9 n v r 8Die Ruhe wurde nirgends geſtört

s die ſächtihen Miniſter für notwendig, in corpore in die Ver
ung zu ziehen, um wie Hultusminiſter Dr. Veck in der

ten Kammer ſagte einmal die Ausführungen des „großen“
annes unmittelbar auf ſich wirken zu laſſen und dem „verdienten“

d r inne die Hand zu drücken. Die ſächſiſche Regierung ſtellte ſichwereinbare Gegenſätze r e So zT mere invare e h o ohne Feigenblatt auf den Voden der Eroberungspolitik der

n 2743 i i Es ift ine rng!l T S hVor einigen Tagen beſchäftigte ſich das Wiener Fremdenbka l h. ne inbildung. wenn
Vorgoä im D eig die ſo he Regierung bt, mit dieſe Sein einer Beſprechung der Vorgänge im Deutſchen Reiche mit Ber i e e a b. mit die er ihrer Stellung die

M. tliner Gerüchten, wonach der frühere Reichskanzler Fürſt Bülow am
Werke ſei, dem Vertreter des Neichske Breſt-Litowſ!
Herrn v. Kühlmann, Schwi
ſelbſt an die Stelle Kühlmanns zu ſetzen. Jn

o r rn e e h eterig retten zu bereiten in der L icht, ſich j

der reichsdent
bürgerlichen Preſſe iſt darüber ein lautes Halle entſtanden, das

am lauteſten in der alldeutſchen Preſſe widerhallte. Jn der D

immer weiwre Kreite zie

des Volkes hinter ſich zu haben.
Aber ſo wie in Sachſen die Agitation der Vaterlandspartei

ſo iſt das im ganzen Reiche der Fall.
Das deurſthe Vel iſt in zwei in der Kriegszielfrage ſich heftig
ekämpfende Parteien zerriſſen Die Stellung der Reichsregierung

wird immer ünklgrer. Herr von Kühlmann hat in Breſt-Litowſk
volle Asbereinſtimmung mit dem den Standpunkt der ober-Tageszeitung wurde die Frage an geworfen, ob aus dem Artikel

t prock ung vertretenden General Hoffmann ausgeſprdes Fremdenblattes das amtliche Wien ſpreche. Dieſen Fall ung vertretenden General Hoffmann ausgeſprochen
auch das alldeutſche Agrarierblatt als Lorliegend an und es hielt

es deshalb für geboten, „mit aller Deutlichkeit“ gegen den Artikel
Stellung zu nehmen. Es wird als ein Novum unerfreulichſter Ar
bezeichnet, wenn die Regierung des verbündeten Oeſterreich i
einer ſolchen Perfonalfrage ein s Organ mit dent rök
ſtem Geſchütze vorſchicke. Den Jnhalt des Artilels aber bezeichnet
die D. T. als geradezu unerhört; ſie ſagt, es ſei eine Anwahrheit,
daß Fürſt Bülow „lebhaft am Werke ſei“, Kühlmann zu
in das eindringliche Lob für Kühlmann ſei auch der wirkli

Die Politik v. Kühlmanns kann deshalb als nicht in Einklang
Fr re 9. Juli ſiehend bezeichnet werden.

en Fall ſteht Herr v. Kühlmann im Gegenſatz zu der Politik

die h und im Deutſchen Reiche
i g aller Freude eines ehrlichen demokratiſchen

dens ſindet. Damit ſteht aber auch das Deutſche Reich in

n Brrr1 L A.

p 2 werr denspolirik im Gege zu OeſterreichUngarn. Unter

s e t Aer 5nd erl ich, wenn ſich in Oeſterreich Wider-
d her joeting 957tfüh cdagegen erhebt, daß der jetzige Wortführer der deutſchen

Grund für den offiz Fſen Artikel einzuflechten, nämtich die Veſorg enation. A Herr v. Adlmann. Zur einen Rang war
nis, Fürſt Bülow würde die Lebensintereſſen des Deutſchen Reiches e e h es Fürſt Bülow
energiſcher und wirkſamer zum Ausdrukk bringen, als Herr v. Kühl- ſich en Da mögen die alldeni chen
mann. Das ſei der Grund, warum die Auftraggeber des Wiener h gegen die angebſiche Einmiſchung in „innere“
Fremdenblattes den Fürſten Bülow perhocre lnd nun Serhaltmſte proteſieren, ſterreich Ungarn hat ein
fuhr die D. T. grobes Geſchütz auf: wenn die Hintermänner des 4 zu eſtrebnntzen zu wenden, e nicht h den
Wiener Fremdenblattes dem deutſe en Kaiſer vorſchreiben wo! ten, h an an W rig
welche Mönner er zu fedensunterhändlern berufen dürfe oder n m n Und e man Oeſterreich gegenüber
nicht, ſo überſteige das jedes Maß, das dem deutſchen Empfinden ſMießtich auch Das ſormaie et H. ne ſolche Einmiſchung

erträglich ſei. r der großen Maſſe der Bevölkerung im
r TWas an dem Artikel

ob Fürſt Bülow wirklich lebhaft am Werke iſt, Herrn v.
F. J e Jo e r ar zDe r 2 e n a 19 r tig

einen daldigen und gerechten Frieden will,
man das nicht. Jn den. nächſten Tagen werden wir hören,

mann zu ſtürzen oder nicht, das iſt eine ſehr nebenſächtiche Frage n St W e S n den Friedensverhand
Die ſcharfen Auslaſſungen der. D. T. in anderen rn aber e e anze die Seite der
gegen den Artikel des Wiener Frembenblattes bei den man e e T 7 d 4 Ans der en Kampf gegen
es auch wieder dahin geſtellt laſſen ſein kann, ob es wirtich amt- kſtändliche Folge. Die
lich inſpiriert iſt zeigen auf jeden Fall deutlich, daß etwas d u die oben erwähnte
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und Oe erreich-Ungarn nicht mint. e ung S h e verbürge ſich dafür, daß die

vſfterreichiſch-ungariſche erung an ihrem Friedensprogramm feſt
Und bei genauerer Betrachtung dieſer Aeußerung und Gegenäuße-
rung erkennt man leicht, daß ſich hinter ihnen die ärften inne
politiſchen Gegenſätze zu den Kriegszielfragen verbergen.

Jn OeſterreichUngarn ha n wir eben einen großen Arbeiter-
ausſtand gehabt, der zunächſt von Ernk rungsfragen ausgin u
aber ganz von ſelbſt auf Treſt-Litowſtk überſprang und in der
Forderung nach einem allgemeinen Frieden ausmündete. Jm
Zuſammenhange mit der Stinmung der Bevöl ig in Oeſter
reich ſtehen die Auslaſſungen die Graf Cernin einem Vertreter
des Wiener Telegraphen-Korre vondenz- Bureaus am 17. Januar
gemacht hat. Graf Czernin ſprach über den Verlauf der Friedens-
verhandlungen in Breſt-Litewſk, die er als largwierig und
ſchwierig bezeichnete, und ſagte, er hafte als Bürge dafür-
daß die Verhandlungen in BreſtUitowſk öſterreihifcher eits nicht
an Eroberungsabſichten ſcheitern würden; er nehme auch kein

rogramm derWort zurück von dem, was er als das Friedens

jalte), ſie hoffte, daß Graf Czernin nur für feine Perſon, nicht
für d ntſche Reich geſprochen habe. Nun, die Mehrheit der
deutſchen Besölkerung ſteht an der Seite der öſterreichiſchen

cung, wenn die. deutſche nicht Farbe bekennen will. Da,
iſt die Haltung des Grafen Czernin iür die innerdeutſchen

Zerhältniſſe legmiert. Und damit iſt jedoch unzweifelhaft ge
worden, daß ein Frieden im Sinne der deutſchen Vaterlandspartei
eine Unmöglichſeit iſt.

Fortgang der Verhandlungen
in Breſt-Litotoſk.

Kommiſſion für wirtſchaftliche Angelegen-
eiten e am Sonntag begonnenen Veſpr dungen mit den
ruſſiſchen Vertrekern am Montag jorkoeſetzt. Die Vorarbeiten

Die deutſche
heiten Hat ih

c e e 4 24 d t a e W e e T c e4 W

für die weiteren wirtſchaftlichen Kommiſſionsberatun

Dr. v. Seidler ausdrücklich unter Beziehung auf die Aeußerungen

Ungarn jfeſthalte an ſeinem
hen auf der Grundlage: keine

der Heer und Atereſſen, in dem es ums Schickſal des Reiches geht,

Standpunkt aus villigte er und legte er auch das Telegramm des

e e e 4 e SF. e 423 e
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Corriere della Sera erfährt aus Petersburg daß er
reiche Abgeordnete verhaftet worden ſind und weitere
haftungen bevorſtehen. Die Sozialtevolutionäre haben beſchloſſen,
teine offenen Aufſtände zu r und ſich nicht gegen
die Diktatur Lenins aufzulehnen. Bei den letzten
Straßentämpfen gab es 120 Opfer, darunter 20 Tote. Die Rote
Garde und Lenins Matroſen in Kronſtadt ſind Herren der
Lage in Petersburg. Für die nächſte Zeit ſei nicht mit
einem eigentlichen dewaffneten Zuſammenſtoß zwiſchen den
Leniniſten und deren Gegnern zu rechnen.
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Aſſociated Preß meldet aus Petersburg vom 20. Januar
Die früheren Mikglieder des Käbinetts Kerenſkis Tſchin-
garew. und Kokoſchkin wurden letzte Nacht im Marine-
„oſpital, wöhin ſie aus der Peter-Panl-Feſtung krantheitshalber
verbracht worden wareß, in ihren Betten ermordet. Ein
Dutzend bewaffneter Männer drangen in das Hoſpital ein, fragten,wo die Miniſter lägen und feuerten ſechs Schüſſe auf Tſchin
garew und zwei auf Kotofchkin ab. Beide wurden ge
tötet. Die Mörder verließen dann das Hoſpital. Weiter wurde
geſtern ein Mordverſuch gegen den bolſchewikiſchen Wahl
kommiſſar Uriſtſky unternommen die Kugel ſtreifte ihn am Ohr.

Jm Moskauer Jnduſtriebezirk haben 36 Textilfabriken mi-
136 000 Arbeitern und 224 mechaniſche Werkſtätten mit 120000 Art
veitern den Betrieb einſtellen müſſen. Gegenwärtig ſind über
250 009 Arbeit loſe vorhanden, Jn der Zeit müſſen
weitere 111 Jnduſtrie- Werke mit 108000 Arbeitern den Betrieb
einſtellen. 4
Die Auflöſung der Konſtituante.

Das äimntliche Dekret mit dem die verfaſſunggebende
Verſammlung in Petersburg aufgelöſt worden iſt, hat folgenden
Wortlaut:

Die ruſſiſche Revolution hat von ihrem Anfang an die Sowjets
der A.-, S. und V.-Abgeordneten, als die Maſſenorganiſationen
aller arbeitenden ausgebeuteten Klaſſen, welche einzig fähig iſt, den
Kampf dieſer Klaſſen für ihre volle politiſche und wirtſchaftliche
Befreiung zu führen, an die erſte Stelle geſtellt. Jm Laufe der
ganzen erſten Periode der ruſſiſchen Revolution haben ſich die
Sowjets vermehrt, ſind gewachſen und exſtarkt, indem ſie aus eige-
ner Erfahrung die Jlluſionen des Einverſtändniſſes mit der Bour-
geoiſie, die Falſchheit. der Formen des bourgeoiſiſtiſchen demokrati-
ſchen Parlamentarismus erlebten und praktiſch zu dem Schluſſe
kamen, daß die Befreiung der unterdrückten Klaſſen ohne Bruchmit dieſen Formen Und ſedem Einverſtändnis unmöglich iſt; als

ſolch ein Bruch erſchien die Oktoberrevokution, die Uebergabe der
ganzen Macht in die Hände der Sowjets. Die verfaſſunggebende
zerſammkung, welche nach den vor der Oktoberrevolution auf-

geſtellten Liſtan, gewählt wurde, war der Ausdruck des nie
der alten politiſchen Kräfte, als die Einigungspartei und die Ka-
detten die Cewalt innehaiten. Das Volk konnke damals als es
für die Kandidaten der ſozialrevolutionären Partei ſtimmte, nicht
zwiſchen den rechten Sozialrevolutionären, den Parteigängern der
Bourgeoiſie und den Linken, den. Parteigängern des. Sozialismuswählen; auf dieſe Weiſe mußte die verſaſenggebende, rſamm

lung, welche als die Krone der bourgeoiſen parlamentariſchen
Republik erſchien, der Okkoberrevolution und der Sotvjetsmächt in

die Quere kommen, S eNachdem die Oktoberrevolution den Sowjets und durch die
Sowjets den arbeitenden und ausgebeuketen Klaſfen die Macht
gab, rief ſie den Widerſtand der Ausbeuter hervor und zeigte ſich
bei der Unterdrückung des Widerſtandes als der Anfang der
ſozialiſtiſchen Revolution. Die arbeitenden Klaſſen mußten ſi
durch Erfahrung davon überzeugen, daß der alte bourgeoiſiſtiſche
Parla mentarismus ſich üb erlebt hät, daß er gar nicht ver
einbar iſt mit der Aufgabe der Verwirklichung des Sozialismus,
daß nicht die allgemeinnationglen, ſondern nur die Klaſſeneinrich-
tungen (wie die Sowjets) fähig ſind, den Widerſtand der' beſitzen
den Klaſſen zu beſiegen, und den Grund zur ſozialiſtiſchen Geſellſchaft zu legen. Jede Abſage vor der ouſtändigteit der Macht der

Sowjets, vor der durch das Volk eroberten Sowjetsrepublik zu
gunſten des bourgeoiſiſtiſchen Parlamentarismus der verfaſſung-
gebenden Verſammlung würde jetzt ein Schritt zurück und der
Bankrott der ganzen Oktoberrevolution der Arbeiter und Bauern-
ſein. Die am. 18. Januar eröffnete verfaſſunggebende Verſamm
lung eggab, auf Grund der allen bekannten Umſtände, die Mehr
heit der Partei der rechten Sozialrevolutionäre, der Partei des
Kerenſki, Awkſentijew und Tſchernow, es iſt kläx, daß ſich dieſe
Partei weigerte, den vollkommen genauen, klaren, keine
falſchen Auslegungen zulaſſenden Vorſchlag des höchſten OHrgans
der Sowjetsmacht, des t e komiteés der Sowjets
zur Beſprechung anzunehmen und das Programm der Sow-
jetsmacht, die Deklaration der Rechte des arbeitenden und aus
gebeuteten Volkes, die Oktoberrevolution und die Sowjetsmacht
anzuerkennen. Zadürch hat die verfaſſunggebende Verſammlung
jede Verbindung wiſchen ſich und der Sowjetsrepublik Rußlands
abgebrochen; der Wesgang der Fraktionen der BVolſchewiki und
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linken Sozialrevolutionäre, welche zur Zeit die größte Mehrheiim Sowjet darſtellen und das Vertrauen der atbe ter Dre
Mehrheit der Bauern en von der verfaſſunggebenden Ver
ſammlung war unausbleiblich. Partei der Mehrheit der ver
faſſunggebenden Verſammlung, die rechten Sozialrevolutionäre und
Minimaliſten führen einen offenen Kampf gegen die Sowjets-
macht, indem ſie in ihren Organen zu deren Stürzung aufrufen
und objektiv betrachtet, hierdurch den Widerſtand der Ausbeüter
gegen den Uebergang des Landes und der Fabriken in die Hände

er Arbeitenden unterſtützen. Es iſt klar, daß der übrig gebliebene
Teil der verfaſſunggebenden Verſammlung auf Grund deſſen nur
eine Rolle des Verdeckens des Kampfes der bourgeoiſiſtiſchen
Gegenrevolution zur Stürzung der Macht des Sowjets ſpielen kann.
Deshalb verfügt das Zentralausführungskomitee, die ver-
faſſunggebende Verſammlung aufzulöſen.

Kriegsdebatte im engliſchen
Anterhauſe.

Nach der letzten großen Rede Lloyd Georges fand im Unter-
haus eine Debatte über die Kriegsziele ſſtatt, die viel inter-
eſſanter war als die Rede, durch die ſie hervorgerufen wurde. Der
erſte Redner war der Führer der Arbeiterfraktion W. Adames.
Er führte aus:

Die Begeiſterung vom Auguſt 1914 iſt verſchwunden. Es hieße
Vogelſtrattßvolitik treiben, wollte man dieſe Tatſache leugnen.
Woher die Wandlung? Sie iſt nur zum kleinſten Teil durch die
Kriegsmüdigkeit verſchuldet. Die Haupturſache der Wandlung iſt
die Ungleichkeit der Opfer. Die Arbeiter haben bereits große Opfer
gebracht, und jetzt wird uns aufs neue geſagt, daß man den Fab-
riken, Werkſtätten, Minen und Feldern weitere Mannſchaften ent
ziehen müſſe. Wenn die Regierung glaubt, daß dieſe Maßnahmen
fortgeſetzt werden könnten, ohne eine Konſtrikkion des Reichtums,
fo irrt ſie ſich. Eine weitere Urſache der Wandlung iſt die unge
rechte Verteilung der Nahrungsmittel.

J. M. Hagge LLiberal, Edinburg): Der Miniſterpräſident
ſprach 124 Stunde, ohne dem Hauſe irgendwelche Jnformationen
über die Lage gegeben zu haben. Er ſagte uns nichts über unſere
Mannſchaftsverluſte. Nach meiner Berechnung betragen unſre Ver-
luſte bereits über 2 Millionen Namen, wovon mindeſtens Dreiviertel
Millionen an Toten. Jch glaube nicht, daß die Regierung kompetent
iſt, den Krieg zu führen. Sie iſt unkompetent, und je eher ſie von
der Bildfläche verſchwindet, deſto beſſer. Lloyd George iſt einer der
unfähigſten Miniſterpräſidenten, die das Unterhaus je geſehen hat.

J. Wedgewood (lliberal, Neweaſtle): Jch bitte die Regierung
die Frage einer Aenderung im Oberbefehl in Frankreich in Er-
wägung zu ziehen.

G. A. France (liberal, Morley): Es wäre zu wünſchen ge-
weſen, wenn der Miniſterpräſident die ideale Seite des Krieges ein-
gehender behandelt hätte. Jm übrigen aber muß anerkannt werden,
daß der Ton ſeiner letzten Rede würdevoller war als der ſeiner
früheren Reden, wo er die Phraſen von Hundekämpfern und Boxer-
matches gebraucht hat.

R. L. Outhwaite (linksliberal, Honley): Jch ſtimme mit
dem deutſchen Stéatsmanne überein, der geſagt hat, daß nur Elſaß-
Lothringen dem Frieden im Wege ſtehe. Jch fürchte, daß, ſolange
Gebietsfragen die Oberhand haben, der ſittliche Wert des Krieges
nicht zu ſeinem Rechte gelangen wird.

Eine Seeſchlacht vor den
Dardanellen.

Die Breslau geſunken.
Berlin, 22. Januar. (Amtlich.) Am 20. Januar ſtießen türkiſche

Streitkräſte, und zwar der Panzerkreuzer Sultan Javus Selim
ſrüher Goeben), der Kleine Kreuzer Midilli (früher Brés la u)

und Torpedoboote aus den Dardanellen gegen feindliche Streitkräfte vor,
die durch Fliegeraufklärung bei der IJnſel Jmbros feſtgeſtellt waren. Cin
roßer und ein kleinerer engliſcher Monitor wurden vernichtet, ein
reansportdampfer von 2000 Tonnen verſenkt, mehrere Hulks ſchwer be

ſchädigt und die engliſche Signalſtation an der KophaloBucht zerſtört.
Beim Rücmarſche nach den Dardanellen iſt der Kleine Kreuzer
Miditli durch mehrere Unterwaſſertreffer von Minen oder Unterſee-
booten geſunken. Sultan Javus Selim kam beim Einlaufen
inderhalb der Dardanellen in der Enge bei Nagara leicht feſt. Er iſt
nicht, wie in der engliſchen amtlichen Meldung behauptet wird, durch
ſchwere Beſchädigungey, auf Strand geſetzt.

London, 22. Jaüber das Gefecht in den Dardanellen mit: Goeben und
Breslau kamen am ſrühen Morgen des 20. Januar aus den Dar-
danellen heraus und griffen unſre Seeſtreitkräfte nördlich Jmbros mit
dem Ergebnis an, daß Raglan und M. 20 ſchwere Treffer erhielten
und durch Geſchützfeuer zum Sinken gebracht wurden. Die feindlichen
Schiffe fuhren dann zur Bucht von Jmbros weiter, wo die Breslau in
eins unſrer Minenfelder getrieben wurde, auf eine Mine ſtieß und ſank.
Die Goeben verließ ſie unter Volldampf und wandte ſich nach den Dar
danellen. Türtkiſche Zerſtörer, die der Breslau zu Hilfe kamen, wurden
von unſren Zerſtörern in einen Kampf verwickelt und vertrieben. Als
ich die Goeben dem Eingang zu den Dardnellen näherte, ſtieß ſie eben-
Us auf eine Mine, welche ihre Geſchwindigkeit verminderte und ver-

urſachte, daß ſie ſich hinten ſenkte mit einer Schlagſeite von fünfzehn
Grad. Schließlich ſetzte ſie ſich ſelbſt auf Strand am Kap Nagara, wo
ſie ſetzt beſtändig von unſern Flugzeugen mit Bomben beworfen wird.
Wir retteten 172 Ueberlebende der Breslau, die jetzt als Kriegsgefangene
in unſern Händen ſind. Die Namen der Ueberlebenden vom Raglan und
vom M 28 ſind bisher noch nicht bekannt. Gegenwärtig ſind. 132
Ueberſebende aus einer Geſamtzahl von etwa 310 gemeldet.

Die Ausſichten der Wahlreform.
Der Reichstägsabgeordnete Giesberts ſchreibt in dem

Januarheſt der Deutſchen Arbeit über die Ausſichten derpreußiſchen Wahlrechtsvorlage. Nach dem äußeren Eindruck

der Debatte im Abgeordnetenhaus kommt er zu dem Schluß:
„Die Vorlage hat keine Ausſicht, von dieſem Landtag ange
nommen zu werden.“ Jn der Kommiſſion werde ſich nach
ihrer perſönlichen Zuſammenſetzung eine Mehrheit nicht
finden. Nachher aber ſchreibt Giesberts dennoch: „Ob ſich
„letzten Endes“ trotzdem auch die Könſervativen und die ſon-
ſtigen Gegner des gleichen Wahlrechts unter Berückſichtigung
der ſchwierigen Zeitumſtände zu einer entgegenkommenden
Haltung bewegen laſſen, möchte ich jedoch nicht ſo ohne wei-
teres als ausgeſchloſſen betrachten. Scheitere die Vorlage,
ſo werde die Forderung des gleichen Wahlrechts dann erſt
recht zu einer Volksforderung werden. Bei einer Landtags
auflöſung, die wohl erſt nach Friedensſchluß möglich ſei,
würden die Neuwahlen „die erbittertſten innerpolitiſchen
Kämpfe ſein, die Preußen jemals geſehen hat, Kämpfe, die
ſich nicht von Partei zu Partei vollzjehen, ſondern den inneren
Beſtand der Parteien ſelbſt angreifen.“ Es ſei ferner nicht
abzuſehen, wie dieſer Wahlrechtskampf umgeſtaltend auf die
Parteien ſelbſt wirken könnte: „Darum wird im letzten Mo
ment auch die verſtändige Betrachtung bei den Parteien Boden
gewinnen, daß das Riſiko einer ſolchen Wahlrechtskampagne
für den Beſtand der Parteien ſchlimmer iſt als das Riſiko,
unter dem gleichen Wahlrecht eine eventuelle Dezimierung
über ſich ergehen zu laſſen, die aber immerhin eine geſchloſſene
Partei und geſchloſſene Wählerſchaft verbürgt.“

Nicht nur die Linkspatteien drängten auf das gleiche
Wahlrecht hin „auch die chriſtlich nationale Arbeiterſchaft
und mit ihr weite Kreiſe des Mittelſtandes und des Klein

ar. Die Admiralität teilt folgende Einzelheiten

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauplquarlier, 22. Januar. (Amllich.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rapprecht.

Oeſtlich von Bpern war die eit der Arlillerien am
und zu einzelnen Nachtſtunden Mit kleinen Ableilungen

der Engländer vergeblich an mehreren Stellen in Flandern
in Kampfzone einzudringen.

An der übrigen Front blieb die Gefechisfätigkeit mähzig.
Heeresgruppen Deufſcher Kronprinz

und Herzeg Albrecht.
n den Argoennen nördlich von Le Four de Paris ſtießen

Wenn ſche Kompagnien nach kagsüber anhallender Artilleriewirkung
am Abend gegen unſre Stellungen vor. Sie wurden durch Feuer und
im Nahkampf abgewieſen.

Auf dem öſtlichen Magas- Ufer und in der Gegen von Flirey
lebte das Arlilleriefener zeitweilig auf.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Nichts Neues.

An der mazedoniſchen und italieniſchen Front iſt die
Lage unverändert.

Der Erſte Generalguarkiermeſſter. Ludendorff.

bauerntums halten die Durchführung des gleichen Wahlrechts
nach den Erfahrungen dieſes Krieges für eine politiſche Not
wendigkeit.“ Die Zeit für ein zweckmäßiges Uebergangs-
ſtadium ſei verpaßt. „Das gleiche Wahlrecht muß kommen,
weil es in der Richtung einer Entwicklung liegt, die als ge-
ſund und ſtaatserhaltend ſich erwieſen hat.“

Auch. mit dem beſonders in der Zentrumspreſſe o be-
liebten Hinweis auf die „Folgeerſcheinungen in den ſogenann-
ten demokratiſch regierten Ländern England, Frankreich,
Amerika“ befaßt ſich Giesberts. Dieſer Hinweis ſei nicht
ſtichhaltig:

„Jn dieſen Ländern hat man die Demokratiſierung von
„oben“ angefangen und die Stimmung politiſch und ſtaats-
Dur ungeſchulter Farteien benutzt, um die politiſche
Macht zugunſten beſtimmter politiſcher Parteien und ihrer
theoretiſchen Programme zu erlangen. Darum iſt die poli-
tiſche Demokratie mit ihrem parlamentariſchen Syſtem in
dieſen Ländern nicht der Ausdruck des geläuterten Volks-
willens, ſondern vielmehr das Aushängeſchild und Deckblatt
imperialiſtiſcher und kapitaliſtiſcher Ausbeutungsmethoden.
Der Jdealismus, der urſprünglich auch zu dieſen Demo-
kratien bewegend war, iſt längſt verſchwunden und erhält ſich
nur in bombaſtiſchen Phraſen von Völkerfreiheit und Völker-
glück als dürftiges Feigenblatt für politiſches und kapitaliſti-
ſches Strebertum.“

Wie faſt alle ontrumsführer, würde Giesberts perfön-
lich auch mit einem andern als dem gleichen Wahlrecht zu-
frieden ſein; aber die Klugheit ſagt ihm, daß der von ihm
in der Monatsſchrift der chriſtlich-nationglen Arbeiterbewe-
gung vertretene Standpunkt das vorteilhafteſte für die
Zentrumspartei wie die andern regktionären Gruppen ſein
würde. Aehnlich hat ja auch der Zentrumsabgeordnete
Marrx kürzli ſeiner Partei eindringlich angeraten, ſich mit
dem Unvermeidlichen abzufinden und der Vorlage zuzuſtim-
men. Die Zentrumspartei ſtehe „vor einer ſchweren Schick-
ſalsſtunde“. Er ſprach von den „Schrecken eines Wahl-
kampfes“, wenn der König durch Auflöſung des Abgeord-
netenhauſes ans Voſk appellieren werde. „Meine Herren,
den Wahlkampf mache ich nicht mit!“ Die Neuwahlen aber
würden ohne 2weifel ein Abgeodnetenhaus bringen, das dem
Volke das gleiche Wahlrecht ohne weiteres gibt. Selbſt bei
glatter Annahme der Vorlage durch das jetzige Abgeordneten-
haus werde der Radikalismus derart erſtarken, daß man ſich
ſeiner kaum erwehren könne.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
113. Sitzung, Dienstag, 22. Januar, nachmittags 24 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Kommiſſare.
Die auf 1 Uhr Sitzung beginnt infolge einer ausge

dehnten Sitzung des Haushaltsausſchuſſes um 43 Uhr.
Abg. Ad. Hoffmann (U. Soz.) wünſcht, daß in Zukunft wenig-

ſtens die in Berlin erreichbaren Mitglieder des Hauſes telephoniſch ſo-
fort von ſolchen Verſchiebungen benachrichtigt werden.

Nach Erledigung einiger Rechnungen ſolgt die Beratung eines An
trags Dr. Heß (Zentr.) und Genoſſen, der wünſcht, daß jede Bevor-
zugung der von Vorſchulen oder ſonſtigen Vorbereitungsanſtalten kom
menden Schüler vor den Volksſchülern bei der Aufnahme in die Sexta
höherer Lehranſtalten beſeitigt wird.

Die Unterrichts kommiſſion hat den Antrag dahin abge-
ändert, daß Maßnahmen getroffen werden ſollen, durch die die Auf
nahme in höhere Schulen den Volksſchölern unter nicht ungünſtigen
Bedingungen ermöglicht werde als den Vorſchülern.

Abg. Dr. Heß (Zentr.) verteidigt ſeine Faſfung.
Abg. Wiilreock (Vpt.) hält auch die vrſprü gliche Faſſurg für die

beſſere, weil entſchiedenere, und tritt im übrigen für die völlige Beſeiti-
gung der Vorſchulen ein.

Abg. Haeniſch (Soz.): Auch wir verlangen nach wie vor die völlige
Beſeitigung der Vorſchulen. Da dieſe Beſeitigung im Augenblick nicht zu
erreichen iſt treten wir für den urſprünglichen Antreg Heß ein. Sollteer abgelehnt werden, ſtimmen wir 3 die HKomm'ſſſonsfaſſung. Auf

die allgemeinen Fragen des Volksſchulweſens werden wir beim Kultus
etat ausſührlich eingehen.

Abg. Blankendurg (Natl.): Wir ſind auch durchaus dagegen, die
höheten Schulen auf einen Jſolierſchemel zu ſetzen. Wir brauchen in
ihnen unbedingt friſches Blut aus dem Volke. Wir ſind aber auch nicht
unbedingte Feinde der Vorſchule, vielfach ſind die unteren Volksſchul
klaſſen ſehr überfüllt.

Abg. Ramdohr (Freikonſ.) tritt ſür den Kommiſſionsantrag ein.
Die Volksſchule hot zweifellos große Vorzüge vor den Privatſchulen.

Abg. Mallh (Freikonſ.) ſpricht ebenfalls für den Kommi'ſionsbe-
ſchluß. Die Faſſung der Kommiſſion wird hierauf angenommen.

Zu einem Anlrag Fürbringen (Ratl.) über die Gewährung
von Schiffsdarlehen hat die Kommiſſion für Hondel und Le
werbe beſchloſſen, die Regierung zu, erſuchen, in Erwägrung zu' ziehen,
wie das für die deutſche Seen- und Binnenſchiffahrt beſtehende Be
dürfnis nach Schutzdarlehen befriedigt werden könne.

Das Haus beſchließt demgemäß.
Einen Antrag Aronſohn (Vpt.) auf reichsgeſetzl Regelung

des Haltekinderweſens, durch welche eine einwandfreie Pflege
der Haltekinder und eine Beaufſichtigung der Ziehmütter gewährleiſtet
wird, hat die Juſtizkmmiſſion mit der Maßgabe angenommen, daß bis
zur reichsgeſetzlichen Regelung auf eine wirkſame Fürſorge für die
Haltekinder durch landesgeſetzliche Maßnahmen Bedacht genommen
wird.

Der Antrag wird angenommen.
Ein Antrag Hammer (Konſ.) verlangt Maßnahmen zur Unier-

ſtützung des Wiederaufbaus des Handwerks nach dem
Kriege, ein fortſchritlicher h ſtellt die gleiche Forderung für den
gewerblichen Mittelſtand. Beide Anträge haben den Ausſchuß eingehend
beſchäftigt und der Ausſchuß legt dem Plenum eine Reihe von Vor-
ſchlägen vor.

Abg. Crüger-Hagen (Vpt.): Wenn auch manche Handwerker es
verſtander haben, ſich den Erforderniſſen der Krieagszeit anzuvaſſen und

es bis zum Fabrikanten zu bringen, ſo dürfen e Einzelfänicht verallgemeinert werden. Dem Handwerk r
werden, freilich muß es auch ſelbſt durch Schaffung einer möglichſt
ſtarken Organiſation ſich den nötigen Einfluß zu verſchaffen ſuchen.

Handelsminiſter Sydow:- Die Hauptſache wird ſein, daß das Hond-
werk und der gewerbliche Mittelſtand nach dem Kriege Rohſtoffe inausreichenden Mengen haben und daß ihnen Arbeitskräfte und e

aufträge in genügendem Maße zuteil werden. Die Regierung wird
nach dieſer Richtung tun, was ſie tun kann, ohne die Selbſtändigkeit
des einzelnen Handwerkers zu beinträchtigen. Schon jetzt iſt eine Zen-
tralſtelle für Handwerksaufträge eingerichtet worden. Beim Landes-
gewerbeamt wird ein Beirat für Handwerkerfragen geſchaffen werden, in
dem alle Palamentarier berufen werden ſollen, die die Lage des Hand-
werks zum Gegenſtand ihres beſonderen Studiums gemacht haben.

Die Ausſprache wird hier unterbrochen und ein ſchleuniger Antrag
zur Beratung geſtellt, der ſtaatliche Hilfe zur Beſeitigung der durch das
letzte Hoch waſſer verurſachten Schäden verlangt.

Abg. Andres (Natl.) ſchildert die Hochwaſſerſchäden im Nahe-Tal
und beantragt Verweiſung des Antrags an den Haushaltausſchuß.

Ron e r demgemäß. eächſte Sitzung: Mittwoch 11 Uhr (Wohnungsgeſetz, Anträge).Schluß gegen 7 Uhr. ges 8
Politiſche Aeberſicht.

Deutſches Reich.

Die Beſteuerung der Kriegsgewinne.
Der Untergusſchuß des Haubtausſchuſſes des Reichstages be-

ſchäftigte ſich Montag mit der Erfaſſung der Kriegsgewinne. Unter-
ſtaatsſekretär Dr. Goeppert ſtellte feſt, daß Uebereinſtimmung
darin beſtehe, die Kriegsgewinne möglichſt für das Reich in An
ſpruch zu nehmen. Ueber das Maß und den Weg zum Fiele be-
ſtünden noch Meinungsverſchiedenheiten. Auf Antrag des Zentrums
wurde beſchloſſen, dem Hauptausſchuß vorzuſchlagen, die Kriegs-
gewinne ſcharf zu erfaſſen.

a

Der Wadiſche Landtag zur Zenſurfrage.
Die Preſſeabteilung des 14. Armeekorps verbot am vorigen

Montag morgen telegraphiſch den badiſchen Zeitungen, irgend-
etwas über die am Sonntag in Mannheim aufgelöſte Verſamm-
lung der Vaterlandsparteiler zu berichten. Dieſe Maßnahme er
wies ſich ſchon am gleichen Tage als völlig verfehlt, da Frankfürter
Zeitung und Frankfurter Volksſtimme die Mannheimer Auflöſung
mitteilte. Am Dienstag trat nun der badiſche Landtag wieder zu-
ſammen und ſofort nahm der Abg. Kopf vom Zentrum die Gelegen-
heit wahr, der Regierung zu ſagen, ſie hätte alle Veranlaſſung,
bei den militäriſchen Jnſtanzen dahin vorſtellig zu werden, daß
ein ſolches Verbot nicht vorkomme. Es wäre zweckmäßiger, fügte
er hinzu, provozierende Verſammlungen, wie es die der Vater
ländspartei meiſtens ſeien, überhaupt nicht ſtattfinden zu laſſen.

Der Sigatsminiſter v. Bodman war in Verlegenheit und zog
ſich auf das formelle Recht des Generalkommandos, dieſes Verbot
zu erlaſſen, zurück. Bedauernd mußte er allerdings feſtſtellen,
daß auch ihm die Kritik der Maßnahmen des Generalkommandos
nicht möglich ſei. Ex konnte ſich nur auf eine Milderung dieſes
Verbots berufen, weil das Generalkommando tatſächlich zwölf
Stunden ſpäter ſeinen Erlaß zum Teil wieder aufgehoben hat.

Nichtsdeſtoweniger war der Abgeordnete Venedes von der
Fortſchrittlichen Volkspartei in der Lage, dem Miniſter nachzu-
weiſen, daß in Baden die Zenſur ſtrenger gehandhabt würde. als in
Württemberg und andern ſüddeutſchen Bundesſtagten. (Nebenbei
bemerkt kritiſierte dieſer Redner mit Recht, daß in einer Pforz-
heimer Schule die Kinder beauftragt wurden, an den nationallibe-
ralen Reichstagsabgeordneten Wittum einen Brief zu ſchreiben und
ihn um die Annexion der Oſtſeeprovinzen zu bitten.)

Kein Redner der Zweiten badiſchen Kammer wagte, die Zenſur
in der Mannheimer Verſammlungsangelegenheit in Schutz zu

nehmen. h2

Die Selbſtbeſtimmung der mecklenburgiſchen Städte.
In den beiden Mecklenburg exiſtiert nicht, was man in Preu-

ßen die Slädteordnung nennt, vielmehr ſind dort die Kommunen
hinſichtlich der ſtädtiſchen Steuern ſelbſtändig. Seit etlicher Zeit
verſuchen nun die beiden Regierungen, Einfluß auf die Steuer-
geſetzgebung der Städte zu gewinnen. Sie fordern, daß bei Neu-
regelung der kommunglen Steuerſatzungen dieſe dem Landes-Ein
tommenſteuergeſetz und deſſen Tarif nachgebildet werden. Auch
wird von den Regierungen die Bedingung geſtellt, daß nur bis zu
einer beſtimmten Höhe die Kommunalſteuern nach der Satzung
ausgeſchrieben werden dürfen, und daß für höhere Sätze jedes-
mal die Genehmigung des Miniſteriums erforderlich ſei. Ferner
wird von den Regierungen die Genehmigung der kommunalen
Steuerſatzungen auf beſtimmte Zeit beſchränkt.

Ohne Zweifel engt dieſes Vorgehen der Regierungen das
Selbſtbeſtimmungsrecht der Städte erheblich ein und bei konſe-
quenter Fortſetzung würde es die Kommunen den Regierungen
gegenüber völlig willenlos machen. Es würde nicht ſchwer halten,
aus der Pflicht der Städte, für ihre Steuerſatzungen, insbeſondere
wiederum für die Steuerſätze über einer gewiſſen Höhe die Geneh
migung nachzuſuchen, das Verlangen für die Regierungen herzu-
leiten, über Einzelheiten des ſtädtiſchen Haushalts mitzubeſtimmen,
und aus der Beſchränkung der Gültigkeit der Satzungen auf be
ſchränkte Zeit den freien Beſchlüſſen der Städteverwaltungen ſtarke
Feſſeln erwackſen zu laſſen.

Es iſt deshalb durchaus verſtändlich, daß die von dem Vor-
gehen der Regierung betroffenen“ Städte ſich beſchwert fühlen und
ſich wehren. Freilich iſt nicht zu überſehen, daß jene Stadtverwal-
tungen ſich den Tarif der Landes- Einkommenſteuer hauptſächlich
nicht auferlegen laſſen wollen, weil ſie die kleinen Steuerzahler
nach eigener Herzensluſt beuteln wollen. Zu dieſem Zweck haben
ſie in ihren kommunalen Steuerſatzungen höhere Mindeſtſätze
hineingeſchrieben, gls ſie der Tarif des Einkommenſteuergeſetzes
des Landes für dieſes vorſieht.

Um aber das Selbſtbeſtimmungsrecht der Städte zu wahren,
lehnen dieſe ſich gegen die ihnen angeſonnene bewußte Genehs-
migungsvpflicht guf; ſie haben ſich um Hilfe an den mecklenburgiſchen
Landtag gewandt.

Die chriſtlich- nationalen Arbeiter zur
Wahlrechtsfrage.

Die preußiſchen Mitglieder des Ausſchuſſes des Deutſchen (chriſtlich-
nationalen) Arbeiterkongreſſes haben eine Reihe von Abänderungsvor-
ſchlägen zur Wahlreform eingereicht. Sie verlangen: 1. einc Zu-
ſammenſetzung des Abgeordnetenhauſes nach der Richtung, daß im
Durchſchnitt auf 100 000, höchſtens aber auf 150 000 Einwohner ein
Abgeordneter entfällt. 2. Großſtädte und zu ſammenhängende Wirt-
ſchaftsgebiete ſollen zu einheitlichen großen Wahlkreiſen zuſammenge-
faßt werden, in denen nach dem Syſtem der Verhältniswahl gewählt
wird. 3. Das aktive und paſſive Wal lrecht zum Abgeordnetenhaus ſoll
allen männlichen Perſonen, die 25 Jahre alt ſind, gewährt werden.
(Rach der Vorlage ſoll das paſſive Wahlrecht bekanntlich an eine Alters-
grenze von 30 Jahren geknüpft ſein.) 4. Die Ausübung des Wahſrechts
ſoll ſpäteſtens nach ſechsmongtlichem Wohnſitz im Wahfkreis zugebilligt
werden. 5. Es ſoll geſetzlich feſtgelegt werden, daß zur Abänderung der
wichtigſten Verfaſſungsangelegenheiten, in denen auch das Verhältnis
zwiſchen Staat und Kirche und Aufrechterhaltung der konfeſſionellen

Schulen vorgeſehen werden müſſen. eine Zweidrittelmehrheit des Abge-
ordnelenhaufes erforderlich iſt. 6. Die Arbeiter ſollen im angemeſſenen
Verhältnis zu den andern Erwerbsſtänden zur Mitgiledſchaft in das
Herrenhaus herangezogen und die Mindeſtzaht der Arbeiterverkreker ge
ſetzlich ſeſtgelegt werden.

9

Staatsminiſter Dr. Friedberg Bevollmächtigter zum Bundesrat.
Wie der Reichsanzeiger meldet, wurde der Vizepräſident des St
miniſteriums, Staatsminiſter Dr. Friedberg, zum Bevoll
mächtigten Preußens zum Bundesrat ernannt. t



a w. eer. ee

Unter 'dieſem Titel hat der Verlag von Otto Wiegand in
Leipzig eine ſpannende Schrift von 62 Seiten herausgebracht. Jhr
Verfaſſer ſſt Dr. Hugo Riekes, Direktor des Stati en Amts
in Kaſſel. Bedauerlich iſt der hohe Preis von 2.75 M. für das

faſſer iſt nicht Anhänger der Sozialdemokratie; im Gegenteil. Er
erhielt die Anregung zu ſeiner Schrift durch Ausführungen unſeres
Genoſſen Dr. Südekum im Tag vom 27. April 1917, dann aber auch
durch ſeine dienſtliche Tätigkeit, die ihn mit der Organiſation und
Abwicklung der Wahlgeſchäfte bei den Reichstags-, Landtags und
Etadtverordnetenwahlen vertraut machte.

geſß geht aus vom „Oſtererlaß“ des deutſchen Kaiſers, worin
es heißt:

Nach den gewaltigen Leiſtungen des ganzen Volkes in die
ſem furchtbaren Krieg iſt für das Klaſſenwahlrecht in
Preußen kein Raum mehr. Der Geſetzentwurf wird
ferner unmittelbare und geheime Wahl der Abgeordneten vor-
zuſehen haben.

Und weiter von dem zwei Monate ſpäter ergangenen Erlaß:
Auf den Mir in Befolgung Meines Erlaſſes vom 7. April

d. J. gehaltenen Vortrag Meines Staats miniſteriums beſtimme
ich hierdurch in Ergänzung desſelben, daß der dem Landtage
der Monarchie zur Beſchlußfaſſung vorzulegende Geſetzentwurf
wegen Abänderung des Wahlrechts zum Abgeordnetenhauſe auf
der Grundlage des gleichen Wahhfrechts aufzuſtellen iſt. Die
Vorlage iſt jedenfalls ſo frühzeitig einzubringen, daß die näch-
ſten Wahlen nach dem neuen Wahlrecht ſtattfinden können.

Der Verfaſſer ſagt ſehr richtig, daß die Tatſache der dem preu-
ßiſchen Volke hiermit gegebenen königlichen Zuſicherung des
gleichen Wahlrechts hiernach nicht mehr abzuſtreiten iſt.
Mag dieſe Tatſache, angeſichts der andern, daß bei der letzten Reichs
tagswahl 1912 unter insgeſamt 12,21 Millionen Wählerſtimmen
4,25 auf die Sozialdemokratie entfielen, manchen auch mit großer
Sorge erfüllen. Von einer andern Seite her betrachtet, möge man
allerdings auch wieder in der vollen Gleichberechtigung und dadurch
bedingten Mitverantwortlichkeit aller Staatsbürger das einzige Mit-
tel erblicken, eine Häufung ungelöſter Fragen, wenn ſchon nicht ganz
friedlich, ſo doch auf geſetzmäßigem Wege zum Austrag zu bringen
und dadurch zu vermeiden, daß auf den äußeren der innere Er-
chöpfungskrieg folge. Auch Bis marck, der einmal geäußext habe,

s deutſche Volk werde ſich nötigenfalls von dem gleichen Wahlrecht
wieder zu befreien wiſſen, ſoll in ſeinen letzten Lebensjahren
anderer Meinung darüber geweſen ſein und die Möglichkeit eines
Ausgleichs vorhandener Gegenſätze darin erkannt haben.

Doch die politiſche Seite beſchäftigt den Verfaſſer nicht hauvpt-
ſächlich. Er nimmt an, daß die Wahlrechtsaleichheit im Sinne der
Königlichen Erlaſſe in Preußen demnächſt Geſetz werden muß
Unter dieſer Vorausſetzung entſteht aber die Notwendigkeit, auch
die rechte Weiſe ausfindig zu machen, wonach der Beſchluß des
gleichen Wahlrechts erſt volle Wirklichkeit wird. Das gleiche Wahl
recht iſt nämlich nicht etwas, was mit ſeiner grundſätzlichen geſetz
lichen Anerkennung nun auch ſchon vorhanden iſt. Erſt vom beſon-
deren techniſchen Wahlverfahren hängt es ab, ob und inwie-
weit aus dem Rechtsgrundſatz eine Tatſache wird. Gleiches Wahl-
recht iſt erſt dann vorhanden, wenn eine Wählerſtimme ſo viel gilt
wie die andere. Jede Abweicbung davon iſt wieder Ungkeichheit und
widerſpricht dem Grundſatz. Wie groß aber dieſe Abweirchungen ſind,
das läßt ſich an der Hand tatſächlicher Wahlergebniſſe, ſo an der
Hand der Reichstagswahlergebniſſe, zahlenmäßig ganz genau be-
ſtimmen.

Der Verfaſſer führt dann das Reichstagswahlgeſetz im Wortlaut
an und legt dar, daß es keinerlei die Wahlrechtsgleichheit beſchrän-
kende Beſtimmungen für die Wähler entbhält. Jn den Wahlausfüh-
rungsbeſtimmungen iſt ſeit 1903 noch die bekannte Vorſorge ge
troffen, durch beſondere abgeſonderte Wahlabteile zur unbeobachte-
ten Einlegung des Stimmzettels in einen abgeſtempelten Umſchlag
die Freiheit der geheimen Stimmabgabe zu gewährleiſten. Trotz-
dem iſt das Ergebnis der Reichstagswahl nicht Wahlrechtsgleichheit,
ſondern vollſtändige Ungleichheit!

Die Urſache dafür liegt in der Bildung ſelbſtändiger Wahl-
reiſe und der Wahl durch Stimmenmehrheit. Nach dieſer Rege-

überſieht leEingzelheft, 2,10 M. bei Bezug von mindeſtens 10 Stück. Der la beiſpielsweiſe im Wahlkreiſe

un mit wirklicher ſehen e
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indet man, daß das Stimmrecht der e
kreiſen übereinſtimmt. Davon gibt ein anſchauliches Bild eine

e ben Betiſer eine re Bern ufer arnordnu in h iſtik t ent ilten. iſt. Man
die gang außerordentlich großen Verſchiedenheiten.Serlen 1 (Rltte) die Zahi

der abgegebenen gültigen Stimmen 11 155. Hier wurde Rei
präſident Kaempf hlt mit 5583 Stimmen. Gar nicht weit da
von, in Berlin VI (äußere Stadt, Nord und Nordweſt) entfielen
176 409 gültige Stimmen. Hier wurde Ledebour gewählt mit
142 500 Stimmen. Demgemäß hatte eine Wählerſtimme in Berlin
Mitte ungefähr ein 16mal größeres Gewicht wie eine Wählerſtimme

in dem Arbeiterwahlkreiſe BerlinNordNordweſt.
Bei einer Durchſchnittsberechnung entfielen auf jeden der 397

Reichstagswahlkreife 30 749 abgegebene gültige Stimmen. Hinterdieſem Durchſchniße blieben 285 Wahlkreiſe zurück. während 112 ihn

und vielfach weit überſchritten. Der kleinſte, der Wahlkreis
Schaumburg-Lippe, wählte mit 9475 gültigen Stimmen,
alſo weit weniger als einem Drittel des Durchſchnitts, ſeinen Ab
geordneten, der größte, der Wahlkreis Potsdam, mit 279 049, alſo
mit neunmal mehr als dem Durchſchnitt. Den Schaden von den
Stimmgewichtsverſchiedenheiten hatte bisher weit überwiegend die
Sozialdemokratie. Das iſt aus der Ueberſicht leicht erſichtlich.

Dieſe Ungleichheit des Stimmgewichts haftet je der Wahl
kreis einteilung notwendig an. Auch wenn nach jeder Einwohner
zäblung die Wahlkreiſe neu eingeteilt würden, bliebe noch, daß Ein
wohnerzahl und Wählerzahl durchaus nicht miteinander überein-
ſtimmen. Dazu käme, ſo lange kein Wahl zwang beſteht, bei ſelbſt
gleicher Wählerzahl, die verſchiedene Wahlbeteiligung. Dieſe Un
gleichheit kann alſo durch zeitweilige Neueinteilung der Wahlkreiſe
zwar gemildert werden. Ganz zu beſeitigen iſt ſie nie, ſolange Wahl-
kreis einteilung beſteht.

Ein anderer Hauptmangel des grundſätzlich gleich ſein ſollenden
Reichstagswahlrechts liegt darin, daß große Minoritäten
keine Vertretung finden. Jm Jahre 1912 haben von den 12,2 Mill.
abgegebenen gültigen Stimmen die 397 gewählten Abgeordneten
7,3 Millionen Stimmen erhalten, während ungefähr 5 Millionen
Wählerſtimmen wirkungs'os blieben. Noch etwas kraſſer war das
zerhältnis im Jahre 1903. Der Verfaſſer bezeichnet dieſe Minori-

täten als Wähler, die auf die Zuſammenſetzung des Parlaments
keinen Einfluß haben. Er ſieht keine Milderung ihrer politiſchen
Entrechtung darin, daß ſich die Ausfälle auf die Parteien mehr oder
weniger gloichmäßig verteilen, alſo im ganzen ſich ausgleichen. Hin
zu kommt noch, daß ein anſehnlicher Teil von Abgeordneten erſt in
der Stichwahl, alſo von Wählern mitgewählt wird, die in ihm nicht
den Vertreter ihres wirklichen politiſchen Willens, ſondern nur das
kleinere Uebel ſeben. Jm ganzen ſchon eine Fülle von Beweiſen,
zu denen der Verfaſſer aber noch weitere bringt, daß das grundſätz-
lich gleiche Wahlrecht zum Reichstage durch das vorgeſchriebene
Wahlverfahren nicht verwirklicht, ſondern damit tatſächlich in weit-
gehende Ungleichheit verwandelt iſt. Die Beſeitigung der Urſachen
der Ungleichheit aber hält er als eine der grundſätzlichen Meinung
des Reichstagswahlrechts innewohnende logiſche Forderung.

Jm Reich feien die vorbereitenden Arbeiten des Verfaſſungs-
ausſchuſſes dazu beſtimmt, die großen Mängel und Mißbildungen
des Reichstagswahlverfahrens zu beſeitigen. Wenn man nun in
Preußen das gleiche Wahlrecht einführen müſſe, ſo ſolle man dabei
ganze Arbeit machen. Der Verfaſſer will die Frage offen laſſen,
ob es notwendig und richtig war, auch für Preußen das gleiche
Wahlrecht jetzt zu verſprechen. Seine Meinung darüber kennzeichnet
der Satz: „Wenn dem preußiſchen Volke das gleiche Wahlrecht
nicht verſprochen wäre, ſo würde es das mit großer Ruhe ertragenhaben.“ (?7) Nachdem aber das r Verſprechen in feierlider
Form gegeben, ſeien die Augen des Volkes jetzt unabwendbar auf die
Sache gerichtet! Es erwartet das gleiche Wahlrecht! Schon jeder
Verſuch und wenn das preußiſche Abgeordnetenhaus verfaſſungs-
mäßig auch dazu befugt ſein möge die Gleichheit doch irgendwie
zu beſchräuken, würde das Gegenteil deſſen bewirken, was mit der
königlichen Zuſage beabſichtigt war, der Einigung und Zuſammen-
faſſung des Volkes in der gegenwärtigen ſchweren Zeit die Wege
zu ebnen.

Der Verfaſſer entwickelt dann die allgemeinen Grundſätze für

eingelnen Wähler nicht in zwei
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ttel in ſi in zweiter Linie (Alternativwahl) die Partei, der er

ſeine Stimme Fe ung des Wahl-reſultats der als erſ benannte Kandidat bereits als gewählt
Dadurch wür eine Stimme der Partei des Wählers ver

ren gehen, da jede auf einen Kandidaten tie Lend Ueberſchuß-
ſtimme einem der nächſtfolgende Kandidaten der gleichen Partei

ewendet würde. Der Verfaſſer legt die Berechtigung und Rege
ung der Durchführung dieſes Verfahrens eingehend dar. Doch das

kann im Rahmen dieſes Artikels nicht mehr erörtert werden. Das
zu prüfen, erfordert auch eine eingehende Grörterung unſerer Wahl
organiſationskundigen. Er iſt bei ſeinem Vorſchlag von der Abſicht
beſeelt, eine Mehrheit der Sozialdemokratie im Reichs und im
Preußenparlament zu verhindern, die er bei der Einführung des
Reichstagswahlrechtes in Preußen in naher Ausſicht ſieht. Die So
a ratie ſieht er zwar auch bei der Alternativwahl ſowohl im

eichstage wie im Abgeordnetenhauſe zur weitaus mächtigſten Par
i r ch e e an rer Entwicklung beim jetzigen

eichstag rfahren und ſeiner ertragung auf Preuviel rn r ß ung anf Prouhen non
Wir fürchten, daß er bei den Nutznießern der jetzigen Wahlungleichheiten auch trotz dieſer letzteren Darlegungen we tig Gehen

liebe für ſeine Gründe und Vorſchläge findet. Uns abel ſollen ſie
dienlich ſein. Wir empfehlen die Schrift als das Bekenntnis eines
bürgerlichen Mannes, der ſich ehrlich an das königliche Wahlver-
ſprechen hält und von dieſem Boden aus folgerecht zu Forderungen
zu einer möglichſt vollkommenen Verwirklichung der Wahlrechts-
gleichheit kommt, wie ſie in den grundſätzlichen Teilen die Sozial-
demokratie ſchon längſt laut ihrem Programm vertritt. Wahlrechts-
gleichheit durch Verhältniswahl muß der ſteigende Druck der Maſſen
erzwingen.

Lehte Lokal und Provigynachrichten.

Halle, 23. Januar 1918.
Selbſtmord. Auf dem Südfriedhof erſcho ein Maurerder an einer unheilbaren Krankheit lt. ſhoßz ſecy W

Während der vergangenen Nacht wurde in
der Kleinen Ulrichſtraße die Schaufenſterſcheibe eines, Zigarren-
ladens zertrümmert und aus der Auslage Zigarren und Zigaret-
ten im Werte von 150--200 M. geſtohlen. w

Bitterfeld. Jn der Anilinfabrik Wolfen brach am Freitagabend
infolge einer Exploſion im Keſſelhaus eine Feuersbrunſt aus, durch
die der Raum vollſtändig zerſtört wurde. Leider ſind auch Menſchen
zu Schaden gekommen. Die Feuerwehr des Werkes konnte nach
angeſtrengzer Arbeit aon weiterer Ausdehnung des Feuers verhüten,

SeeStädtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Marmelade. Bon Donnerstag ab auf Marke 128 des Waren

bezugsſcheins 12 iede Perſon Pfund zum Preiſe von
90 Pf. pro Pfund.

Kondenſierte Nilch. Donnerstag vormittag von S /—-11 Uhr
Nr. 21001-—25 500, nachm. von 2--6 Uhr: Nr. 25501--31 500
der Lebensmittelſcheine in der Talamtſchule. Einzelne Per
ſonen und bis zu zwei An eherig erhalten
entweder eine Büchſe kondenſierte Milch zu 1.90 M. oder
eine Flaſche kondenſierte Milch zu 2.40 M. Größere Haus
halte können für die gleiche Menge beziehen, für jede wei
tere Perſon erhält ein Paket Milch-Pulver für 40 Pf.

Cichorie. Donnerstag, vorm, von 81/-12 Uhr Nr. 21001--25500,
nachmittags von 2—6 Uhr Nr. 25 501--31 500 der Lebens-

mittelſcheine. Für jede Perſon wird ein Paket zum Preiſe
von 1.40 M., in der Talamtſchule abgegeben.

lung gilt der Grundſatz, daß eine Wählerſtimme ſo viel gilt wie die eine vollkommene Verwirklichung der Wahlrechtsgleichheit und ver-

Polizei-Verordnung.
Auf Grund der S 5, „6, 15 des Geſetzes über die

Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und der S 143,
144 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung
vom 30. Juli 1883 wird für den Stadtkreis Halle mit
Ausnahme der Gebiete der ehemaligen Gemeinden Cröll
witz und Trotha unter Zuſtimmung des Gemeindevor
ſtandes folgendes verordnet:

S 1.
Reſte und Abfälle von Fleiſch, Fiſch, Brot und Back-

waren, Kartoffeln, Kartoffelſchalen, Gemüſen und Früch-
ten ſind, ſoweit ſie nicht zur menſchlichen Ernährung
oder nachweislich zur Viehfütterung verwendet werden,
in allen Haushaltungen und Geſchäftsſtellen getrennt
oon ſonſtigem Müll zu ſammeln und an die vom Grund
ſtückseigentümer auf jedem Grundſtück beſtimmte Sam-neſſtelle abzuführen. Für die Durchführung dieſer Be

ſtimmung haftet jeder Haushaltungsvorſtand und Ge-
ſchäftsinhaber. 2

Jeder Grundſtücksei entümer hat zur Sammlung der
im S 1 dezeichneten Nahrungsmittelreſte beſondere Be
hälter im Hof oder Hausflur ſeines Grundſtücks zur 473

Damen- Kleidung
Kostüme c Blusen c Röcke c Mäntel
mm mm

finden Sie in schöner großer Auswahl in allen

Fernru
5738.
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Donnerstag nachmittag 9 Uhr

S Wilhelm Tell
5 Akte. Beginn pünktlich 3 Uhr.

Alte Promenade a.

r Ter ſaben Zur v
c e D2? Echt

Preis wert

Kleider

KaufhausPreislagen in unsere
erfügung zu ſtellen. Dieſe Behälter dürfen nur zum

Sammeln der im 8 1 bezeichneten Nahrungsmittelreſte
benutzt werden. Die Verpflichtung zur Aufſtellung des
Behälters fällt fort, wenn der Grundſtückseigentümer

Damennhüte, in Kkleidsamen

Kaffboservige

mit hübschen Malereien
sehr billig

C. F. Ritter
Leipziger Straße 90.GGooÜWwÜÜwoÜoo

Tüchtige dreher
498] für dauernde Arbeit ſofort geſucht

AutoSchachtſchabel Geſellſchaft
Liebenauer Straße 70.

[503

„Schmelzers Höhe“
Elehendortffetr. 19

Ausſchank des beliebten Segerbrän, e
und Pilſener der Brauerei F

arniert,
ormen.

garniert und

nachweiſt, daß ſämtliche im S 1 bezeichneten Nahrungs-
mittelreſte aus ſeinem Grundſtück bereits auf andere
Weiſe der Viehfütterung zugeführt werden.

g 3.
Die gemäß 88'1 und 2 geſammelten Nahrungsmittel-

reſte dürfen nur zur Verfütterung an Vieh verwendet
werden.

5 4.Dieſe Vorſchriften finden ſinngemäße Anwendung
auf öffentliche und private Märkte.

S 5.
Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu

30 Mark und im Unvermögensfalle mit entſprechender
Haft geahndet.

s 6.
Dieſe Verordnung tritt am 15. März 1915 in Kraft.

Halle, den 9. März 1915.
Die Polizeiverwaltung. Rive.

Vermietung eines Ladens.
Der jetzt von Herrn Kannegießer benutzte Sckladen

im Roten Turm ſoll vom 1. April 1918 an nen ver
mietet werden. Schriftliche Mietangebote bitten wir bis
Freitag, 1. Februar 1918, an das Städtiſche Bureau für
Grundeigentum, Markt 22, einzureichen.

Die Vermietungsbedingungen können dort eingeſehen

werden.
Halle, am 18. Januar 1918.

Der Magiſtrat.

H. Elkan, LeipzigerStr. 87.

m
Küchen-kinrihtungen

in aroß. Auswahl, empfiehlt
497 D. Schumann,

Landwehrſtraße 21.

Familienverkehr Treffpunkt für 9kater.
Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt ein

Familie Fr. er.
00000000000000000000000000000000000

e von Flandern.
Ein geſchichtlicher Roman von Hendrik Consciencee,

Der Roman den Leſer gprae in die Vergarn genheits Gebietes, er die furchtbarſten Kämpfe im Kriege er

Es ſcheint das Schickſal dieſes Bodens, wieder
Menſchenblut getränkt zu werden, 39
die vor allem um die Freiheit der
ausgetragen worden, und von einem
trotzige Geſchlecht der „Kerle“
ndeit der Roman. Unter der Hand

a

e
erſcheint in der r

„Jn Freien Stunden“.
Verlag Buchhandiung Vorwärts, Berlin SW. 68. Lindenſtr. 3

dieſem Hauptro Abdruck “eiMarie Franzos T in Jcgerisf
Das Mädchen vom Moorhof“.

es armen, verachteten Mädchens, das
den Kindes vor einemReneid u der z per Seelen

aröße gibt. ählungen ſchlietzen ſich an.

n en denu der Unterhaltung und des Wi Ge
i dichte atſer eher daſigen nie e

„Jn Freien Stunden“ erſcheint in wöchentlichen Zeften zu W Pf. Beſtellungen nimmt die Zeitungs

der Vocksſtimme oder der Verlag Buchhandlung Vorwärts en

egen ſeine Be

Stadl-Iheale
Donnerstag, den 24. Januar
Anfang 7,30 Uhr Ende 10,30 Uhr

Doktor u. Rpotheker.

Buchhandlung Volksstimme

Halle, Gr. Ulrichstraße 27

s
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z 2 z Freitag: Nathan der Weiſe.
es ver- S. J zs O Tapezierer hehrling

S 2 gegen zeitgem. Koſtg. geſucht
7 s T x B. Weiß, Tapez. u. Dekorateur
S Stegi8(Spez.-Polſt.Wertſt.).
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Abwehr der Städte.

Der Deutſche Städtetag hat ſich jetzt über die Nah
rungsmittglverhältniſſe in folgender Weiſe kräftig ausgeſprochen:
So ſehr die allgemeine Aufmerkſamkeit in letzter Zeit auf den
ſchweren Mißſtand des Schleichhandels und der Höchſtpreisüber
ſchreitungen gelenkt worden iſt, ſo bleibt der Grundmangel der
Ernährungswirtſchaft doch die unzureichende Srfafſung
der Er zeugung auf dem Lande. Der Arbeitserfolg zahl
reicher ländlicher Verwaltungsſtellen iſt nicht kräftig genug und
wird auch von der Reichs und Staatsgewalt nicht genügend ge
ſtärkt, um die Waren, die Gegenſtand der kriegswirtſchaftlichen Be
ſtimmungen oder ordnungsmäßig abgeſchloſſener Verträge ſind, für
die Ernährung den Verbraucherbezirken in geordneter Form nutz
bar zu machen. Die Gefahr des Schleichhandels und ſeiner Be
gleiterſcheinungen, die neben der mangelhaften Erfaſſung nur als
Shmptom für das Krankſein des Kriegswirtſchaftskörpers er-
ſcheint, iſt freilich auch ſehr groß, da durch ſie die wirtſchaftlich ge
rechte Verteilung der Lebensmittel verhindert wird. Die Durch-
brechung der geſetzlichen Vorſchriften auf dem Gebiete der Höchſt
preiſe iſt weſentlich durch das Vorgehen der Militär und
Marineverwaltungen erleichtert. Daneben liegt das

c icht des Sthleichhandels bei der Rüſtungsinduſtrie
und in ſchon erheblich geringerem Maße bei den zahlloſen
kleineren Geſchäftsabſchlüſſen einzelner. Die Stadtverwaltungen
haben es von vornherein als ihre Pflicht angeſehen, die geſetzlichen

Beſtimmungen auf dem Gebiete des Ernährungsweſens dem Wort
laut und Geiſte nach genau zu befolgen. Wenn auch ſie im Laufe
der Zeit von dieſen Richtlinien vereinzelter, und zwar in der
Hauptſache auf dem Gebiete der Gemüſewirtſchaft, haben abweichen
müſſen, ſo befanden ſie ſich in einer Zwangslage, aus der es
einen Ausweg, der nicht ernſte Nachteile in ſich eingeſchloſſen hätte,
nicht mehr gab. Das führte dann dazu, daß entweder zum ſchweren
Schaden der Geſamtwirtſchaft die Höchſtpreiſe überſchritten wurden,
oder aber es mußte zu oft unerträglicher Benachteiligung der
eigenen Bevölkerung auf die Beſchaffung von Waren verzichtet wer
den. Dabei ſetzten ſich die Stadtverwaltungen obendrein dem Vor
wurf aus, ſich um die Verſorgung ihrer Bevölkerung weniger be-
müht zu haben als die Verwaltungen anderer Städte. Beſeitigt
kann dieſer unerträgliche Zuſtand nur dadurch werden, daß die
Kriegswirtſchaft, ſoweit ſie Waren nicht dem freien Handel über
käßt, durchweg von bloßer Höchſtpreisfeſtſetzung oder ſonſtigen hal

Maßnahmen zur wirkungsvollen Erfaſſung der
geſamten Ware fortſchreitet.“

Damit haben die Städte das Uebel bei der, Wurzel gepackt.
Ob es aber etwas helfen wird, bleibt abzuwarten.

Wucheriſcher Volksbetrug.

Jn der Montag- Nummer unſeres Blattes gaben wir einige
Ausführungen des Geheimen Sanitätsrates Prof. Dr. Schwalbe
(Berlin) wieder, die ſich gegen den unerhörten Schwindel mit Nah
rungsmittelerſatz wandten und dabei etliche Proben über die
ſchwindelhafte Zuſammenſetzung dieſer Erſatzmittel enthielten.

Heute nun ſei eine weitere Liſte dieſer Schwindeleien ange
führt, die ſich durch Unterſuchungen des Nahrungmittel-Prüfungs-
amtes in Altenburg (S.-A.) ergeben hat. Sie umfaßt folgende
Prachtſtücke:

Doctor Gier Wachen e e per
Herxſteller Auguſt und Heinri ein, Bie iſt eines jenerſchlechten d e Ueberſchuß von 25 Prozent doppelt-

Hlenſaurem Natron und dazu noch 40 Prozent Schlämmkreide
enthält.

„Beſter Ei-Erſ der Sauterſchen Nährmittelfabrik,
Gppingen, iſt eine gefärbte Miſchung von rund 78 Prozent Kreide,
169 Prozent Glauberſalz (Abführmjttel) und 1 Prozent doppelt-
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faurem Natron. Eiweiß keine Spur. Preis 20 Gramm
12 Pf., oder das Pfund 3 M.
Hochfeinſter Ei-Erſatz“ von Arno Kyörnſchild, Lelp
ig, enthält nur 45 Prozent (angeblich pflanzliche) Eiweißſtoffe,
ſteht aber x aus Kreide (54 Prozent), doppeltkohlen-

ſaurem Natron (30 Prozent), etwas Stärke und einem gelben Farb-
ſtoff. Trotz der Verficherung, daß das Erzeugnis echten pulveri-
ſierten Eidotter (in nur nebenſächlicher Menge!) enthälte, ſagt der
Ferſteller auf der Verpackung aber el erweiſe ſelbſt, daß das
Erzeugnis 4—-5 Eier nur im Fäxbewert erſetze. 10 Gramm
koſten 10 Pf., das Pfund 5 M.

„Gemüſe-Suppe, Marke Eisbär“, Herſteller Max
Lippſtreu u. Co., Berlin W 85, beſteht aus einer Mehlmiſchung
mit etwas Trockengemüſe und 10 Prozent Salz. 30 Gramm koſten
20. Pf., das Pfund alſo 7.50 M.

Schmecktfein-Kunſtfruchtſuppe“ von Ernſt
Müller, Hamburg 1, Kloſtertor 5, mit Zuſatz von (unmerklichem)
Ananas-Arxoma iſt hauptſächlich gefärbtes Maismehl. Jhren
Namen verdankt die Kunſtfruchtſuppe nach der Gebrauchsanweiſung
offenbar der Tatſache, daß ſie „durch Beigabe von etwas Natur
W noch verfeinert werden kann“ 20 Gramm koſten 20 Pf.,

s Pfund 5 M.
„Pudding-Aroma, Marke Eisbär“, Herfteller Max

Lippſtreu u. Co., Berlin W. 85, beſteht im weſentlichen aus einer
gefärbten, kaum duftenden Miſchung von kohlenſaurer Magneſia
mit etwas Salz. Von dem faſt wertloſen Erzeugnis koſten 10 Gramm
15 Pf., oder das Pfund 7.50 M.„LevomaxPudding-Aroma“ von E. A. Weber n.
Co., Charlottenbürg 2, iſt eine gefärbte Miſchung von Kreide mit
phosphorſckurem Kalk ohne nennenswertes Aroma! Von dieſem
ebenfalls höchſt minderwertigen Erzeugnis koſten 5 Gramm 10 Pf,,
das Pfund alſo gar 10 M.

„Gemo-Zitronengewürz“, Herſteller Guſtav Mosborf,
Leipzig III, iſt Kreide mit ebenfalls kaum wahrnehmbarem
Zitronenaroma. Die angeblich 10 Gramm enthaltenden Päckchen
waren erheblich mindergewichtig und koſten dabei noch 10 Pf.

„Schmackat-Pfefferwürze“, Herſteller Zitza-Werke,
getr iſt ein graues pfefferähnlich ausſehendes Pulver, das etwas

aprika, hauptſächlich aber (über 90 Prozent) Salz enthält.
14 Gramm koſten 20 Pf.

„Veredelte Tropen-Stärke“, Schutzmarke „Zündrol“,
geliefert von E. Krüger, Stettin, Barnimſtraße, ſoll nach der Auf-
ſchrift kein minderwertiger Erſatz, ſondern doppelt ausgiebiges
Stärkegemiſch ſein. Tatſächlich handelt es ſich aber doch um ein
minderwertiges Gemiſch von Kreidepulver (55 Prozent) mit Stärke,
das alſo nicht doppelt, ſondern nur halb ſo ausgiebig iſt wie Stärke.
m doppelt ausgiebig iſt nur der dafttr geforderte Preis von
56 Pf. für ein Päckchen mit 20 Gramm Jnhalt? alſo von 13.75 M.
für 1 Pfund.

Angeſichts dieſes geradezu gemeingefährlichen Schwindels iſt
es tatſächlich die allerhöchſte Zeit, daß die Behörden in umfaſſendſter
Weiſe und nachdrücklichſt dagegen vorgehen, denn ſonſt wird das
Volk weiterhin in der gewiſſenloſeſten Weiſe ausgebeutet Jeder,
der ſolche Schwindelmittel in die Welt ſetzt, ſollte ohne weiteres
mit Gefängnis beſtraft werden, ganz gleich, ob es ſich um den Her-
ſteller oder den Verkäufer dreht. Durch ſolche Betrügereien, noch
dazu, wenn ſie nachläſſig beſtraft oder gar unbeſtraft bleiben,
wird ja erſt das Volk vollends kopfſcheu gemacht!

Beanffſichtigung der Gaſtwirtſchaften wegen des Tiſchtuch-

verbots. Die Reichsbekleidungsſtelle hat durch eine Bekanntmachung
vom 19. Januar angeordnet, daß diejenigen Gaſtwirtſchaften, in
denen das Tiſchzeugverbot nicht genau durchgeführt wird, ihr zu
benennen ſind. Die Wäſchebeſtände dieſer Betriebe ſollen dann ſo
fort enteignet werden. Der Magiſtrat bringt das jetzt zur Hennt
nis und fügt hinzu, daß eine regelmäßige Beaufſichtigung der
Gaſtwirtſchaften zu dieſem Zweck veranlaßt worden iſt.

Von der Landwirtſchaftskammer. Mit Rückſicht auf die unter
den derzeitigen Verhältniſſen immer mehr zunehmende Bedeutung
der Schafzucht und Wollerzzugung hat die Landwirtſchaftskammer
in Halle eine Sonderabteilung für Schafzucht und Wollverwertung
eingerichtet. Die Leitung hat. der auf dem Gebiete der Schafzucht
praktiſch erfahrene Amtmann Roth (1900--1912 Pächter deß Ritter-
gutes Kloſter Häſeler) übernommen.
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Der Krieg als Umwerler aller Werte. Die gute anguten Sache e gewöhnlich erſt dann zu u wenn
mehr zu haben iſt. So ſteht es auch mit dem Kaffee und dem
Heute, da es ſolche Genußmittel für die Allgemeinheit faſt nichtgibt, weiß man erſt, was es heißt, eine gute Taſe Regel entbehre

müſſen. Die jetzt im Handel befindlichen Erſatzgetränke haben meiſt
üblen Vorzug eines mehr oder weniger ſchlechten Beigeſchmacks.
trifft beſonders zu bei dem aus Kohlrüben hergeſtellten KaffeeEi
deſſen Aufguß bekanntlich nicht nur ſchlecht ſchmeckt, ſondern auch

ebenſo miſerablen Geruch verbreitet. Aehnlich verhält es ſich mil
Erſatzmitteln für echten Tee. Aber noch ein andrer Umſtand ver
Berückſichtigung. Früher war die Anſicht verbreitet, daß der
ſtarken Kaffees oder Tees geſundheitsſchädlich wirkt, und zwar ſch
man dies dem in den beiden genannten Genußmitteln enthalten

Kaffein zu. Es gab ſogar große Unternehmungen, die den ech
Bohnenkaffee durch ein beſonderes chemiſches Verfahren vom Ka S
befreiten und den „entgifteten“ Kaffee unter Zuhilfenahme gewe e
Reklame zu teuren Preiſen an die Konſumenten zu bringen wu h
Jetzt will man das umgekehrte Verfahren einſchlagen. Man lobt
Recht) die anregende und kräftigende Wirkung des echten Kaffees
Tees. die auf dem Vorhandenſein von Kaffein in dieſen Getränken
ruht. Da nun den Erſatzmitteln dieſe Wirkung nicht innewohnt, ſo
abſichtigt man, dem Kaffee und Tee-Erſatz beſtimmte Mengen Kaf
beizumiſchen. Dadurch werden Zunge und Geſchmacksſinn natürl

der Wahrheit irregeführt; denn Erſatz bleibt immer nur
das r in der Hauptſache mit dieſer „Giftmiſcherei“ beabſick

wird, das iſt die jetzt vielfach gebräuchliche Formel: „Erreichung
lichſter nationaler Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit vom Ausle
durch deutſcher Erzeugniſſe“. So ſoll auch in Zukunft S
deutſche )ausfrau „deutſchen Kaffee“ und „deutſchen Tee bereit
können mit derſelben Wirkung, die den überſeeiſchen „fremdländiſch

aber echten; Genußmitteln innewohnt Wenn man ber
ichtigt, daß der Arbeiter früher ſchon für 80 Pf. ein Pfund

ohnenkaffee kaufen konnte, heute aber drei bis ſechsmal ſoviel für
Schund von Kaffee-Erſatz aus Kohlrüben uſw. ausgeben muß, ſo d
man den Wunſch rühriger Kriegswucherer verſtehen, wenn ſie
jetzigen Zuftand für ewige Zeiten erhalten wiſſen möchten.

Kirche und Krieg. In der VolkskirchlichSozialen Vereinigi h
SachſenAnhalt ſprach dieſer Tage der Paſtor Pauli (Weißenfels) ü
das Thema: „Dient dieſer Krieg der Menſchheitskultur?“

Keine Kapilalabfindung für unbebaule Grundſtäcke. Das Kap
abfindungsgeſetz ſoll den Kriegsbeſchädigten und Kriegerwitwen di
Möglichkeit geben, ſich mit Hilfe eines Kapitals durch Erwerb ein
Grundſtücks auf eigene Scholle anſäſſig zu machen oder vorhand
Beſitztum, auf dem ſie anſäſſig ſind, zu erhalten und zu ſtärken.
Abſicht iſt in der Begründung und Beratung des Geſetzentwurfs u
zweifelhaft zum Ausdruck gelangt, Nach einem amtlichen Beſe
würde deshalb, ſo heißt es darin, der Erwerb eines unbebauten,
zur Anſiedlung beſtimmten Grundſtücks damit im Widerſpruch ſtel
Vor dem Erwerb eines unbebauten Grundſtücks zur Errichtun
Wohnhauſes muß deshalb beſonders auch feſtgeſtellt werden, ob E
richtung des Wohnhauſes es zu angemeſſenen Bedingungen, die d
wirklichen Verhältniſſen des Antragſtellers entſprechen, erfolgen
auch muß ſie innerhalb einer vorausſehbaren Friſt möglich ſein. We J
der Bauverbote und der ſonſtigen Schwierigkeiten iſt dies ſetzt ni
möglich. Weder die Prüfungsſtelle, noch die Militärbehörde, n r
der Antragſteller ſelbſt vermögen ſich heute ein ſicheres Urteil dar
bilden, wann und unter welchen Bedingungen die Bauausführung m

Liſette.
197 Eine flämiſche Vorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine Schmi de Lahr.

10. Kapitel.
i dem Bild des heiligen Herzen Jeſu und demgottegteil We Kaat Nolf den duftenden Liebesbrie] hervor

den Edgar unlängſt anonym an Liſette geſchrieben hatte.
Sorgfältig verglich ſie, unterſtützt durch die Sachkunde ihres
Mannes, Zug für Zug die Schrift mit der des geſtempelten
Verſprechens, daß Edgar ſoeben gebracht hatte. Ohre Zwei-
ſel, dieſelbe Hand hatte das geſchrieben, man brauchte nicht
chteibkundig zu ſein, um das zu erkennen. Das ſprang ja

in die Augen Herrlich!Seſeigt teilten Nolfs Liſette mit, daß der junge Roels

ihr verſprochen ſei. Sie habe von nun ad gegen ihren Ver
ehrer freundlich zu ſein. Jhr Glück, ihre Zukunft und noch
vieles andere hinge davon ab. Wenn ſie ihr Liebhaber auch
ein wenig feſter an ſich preſſe, brauche ſie nicht ſteif wie ein
Holzklotz zu bleiben. Sie war ja doch ſchließlich kein Kind
mehr. Zum Donnerwetter! Es war ulfo gar nichts dabei.
Es mußte ſich ja alles finden. Denn man hatte es ja ſchwarz
e hctte zörte nhcht auf die Verführung von ainer, i

Liſette hörte nicht auf die Verführun einer,u t ſener von der anderen Seite. Sie war un
ſich aus Furcht vor neuem Ver

eine giatte Weigerung zu verſchlim
ß ihre ganz dem einzigen Plan hinge

orn an ihr ausgelaſſen hätten.
lavierte ſie denn hin und her, ſagte weder nein noch ja

und umgad ſich mit einem Schleier des Geheimniſſes, demWer ihre Eltern noch der junge Mann zu durchdringen
vermochten. Auf ſeine immer dringlicheren und leidenſchaft-
Kthen Beteuerungen antwortete ſie einſilbig und auerei ben
oder mit einem rätſelhaften Kopfſchütteln, das Edgar in
Verzweiflung und die alten Nolfs in höchſten Aerger verſetzte.

Aber Edgar kam es, in Erinnerung an die ihm von
S verratenen Schliche der Alten, darauf an, die wahren

druß, ihre Lage dur
mern. Sie wußte, da
See Eltern nur ihren

le des jungen Mädchens ßu ergründen und er richtete
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ür fie getan.Ja das klang wohl alles ſehr verlockend, aber doch

ſchienen ihr Colas Moens blaue Augen eine weit verhei-
ßungsvollere Zukunft zu verſprechen. Du lieber Gott! Jſt
denn ein Glück nur denkbar, wenn es ſich auf Reichtum
gründet, kann nicht der armſeligſte, aber vom Licht der Liebe
vergoldete Winkel mehr Glück bergen. Sie wenigſtens wählte
beſtimmt das letztere Geſchick und ſollte ſie es ſich auch durch
Schinderei und Plagerei verdienen müſſen.

Nun, die erſparte man ihr nicht.
Unterdeſſen änderte ſich nichts an Edgars Haltung. Die

Eltern waren ihm wegen der ihm enthüllten Umtriebe wider
lich geworden. Aber Liſette wurde ihm anziehender je zurück
haltender ſie war; er begehrte darum nur immer heißer ihren
jungfräuliche Verlockung ausſtrömenden Körper. Da all
ſeine Betörungsverſuche durch füße Worte nicht verfingen,
verſuchte er es nun mit allerlei Putz und Tand. „Er über
ſchüttete ſie förmlich mit ſolchen Flitterkram. Sie wagte
nicht, die Geſchenke zurückzuweiſen und nahm ſie, wenn auch
nicht als Geliebte, ſo doch als Freundin an. Sie ſtreifte alles
kaum mit einem Blick und verbarg es in eine Kommoden-
ſchieblade, wo es wie in einem Sarg vergraben lag. Nichts
kam je wieder ans Tageslicht.

ie Eltern wußten ſich keinen Rat mehr angeſichts ſol-
cher Widerſpenſtigkeit. Und da ſie ſahen, daß nicht einmal

waren jedoch Ausſicht zu einem Fehltritt war, den ſie der Tochter förmliche wen entfernt Die Enern aufdrängten, und ſie doch entſchloſſen waren, ihren Zukunfts

e
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es einmal auskoſten.

plan durchzuſetzen, entſchieden ſie ſich in ihrem Zorn daz
durch Plagereien zu erzwingen, was die Verführung nichh
erreicht hatte. h

Sie war ja wohl ganz beſeſſen, daß ſie ein Leben aus
ſchlug, in dem ſie wie eine Herzogin verwöhnt werden würde
wie eine Madonna ſich kleiden und den ganzen Tag die Händ S
in den Schoß legen könnte? Sie zog alſo vor, wie ein La
tier geſchunden zu werden, bis ſie erlag. Nun, ſo ſollte

Und beim erſten Tagesgrauen mußt
Liſette ſich jetzt erheben, um ſo ſpät wie möglich abends ſt
wieder niederlegen zu können. Sie wurde vor die Karre g
fpannt, um von morgens früh bis abends ſpät Miſt
fahren. Alle andern Arbeiten waren ihr vorläufig verfagt h
Bert rauchte ſeine Pfeife. Kaat legte die Hände in den
Schoß. Wenn ihnen die Beſchäftigungsloſigkeit lang weil
wurde, ſchlugen ſie ſich die Zeit tot mit Ausdenken neue
Schindereien für ihre Tochter, die ſchweißtriefend und ken
chend ihren ſchönen Körper in den allerſchwerſten Arbeite
aufrieb. Sie war bald erſchöpft und bat um Schonungf
Was? Schläge könne ſie haben, wenn ſie wolle. Und ſe
ſpannte ſie ſich von neuem wieder an. Warum wollte ſie auck
nicht ja ſagen? Sie ſagte nichts und fuhr fort, ſich die Tag
durch abzurackern und die Nächte hindurch ſich auszuweinen

Auch auf dem Roelsſchen Hofe ging es mittlerweile nich
gerade friedlich zu. Seitdem der Briefträger dem Erbpächte
die erwähnte Aufklärung über ſeinen Sohn gebracht hat
wurde er beſtändig beobachtet. Edgar verſtand es
gut, ſich unbemerkt in der Dunkelheit zu entfernen, daß die

abendlichen Ausgänge ſich ſchwer beobgchten ließen. Ball
kam ein zweiter noch deutlicherer Brief an und hielt das Vin
trauen im Atem. Und da es dem alten Roels nicht gelang
ſelbſt zu beobachten, verfiel er darauf, Vanlier, der dos
überall herumſtrich, zu bitten, den Schlichen des Spitzbube
nachzugehen und ihm für einige Sous Nachrichten zu v
ſchaffen. Aus naheliegenden Gründen unterſtrich Vanſ
noch mit ganz andern Kraftausdrücken alles, was die beid
geheimen Botſchafter ſchon mitgeteilt hatten. Das ging den

Alten zu weit. JEines ſchönen Abends, als Edgar ſcheinbar ganz m
fangen die Türſchwelle zum Weggehen überſchreiten woll
hielt ihn ſein Vater zurück und fragte, wohin er eigentff
jeden Abend gehe.

„Nirgends und überall hin,“ antwortete leichthin

junge Mann. J
v
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t wird, und ob ſie alsdann noch denn entſprechen. Es kann d
cke n

iſt in Eſſen gebildet worden.
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w Studentenkag.
r Ausſchüſſe und Verbände an deutſchen Hochſchulen

tagte am 19. und 20. Januar im Univerſitätsgebäude zu Jena, um über
die eines deutſchen Studentenfags zu beraten. Nach der Erz
ſtattung orlentierender Referate folgte eine eingehende lebhafte Erörte-
w. Man gelangte zu der Ueberzeugung, daß vor dem Kriegsende
an die Vüldung einer Geſamtvertretung nicht gedacht werden
könne, und einigte ſich ſchließlich dahin, einen Arbeitsausſchuß aus den

n der Studentenausſchüſſe der Univerſitäten Berlin und Göt-
lingen und der Techniſchen Hochſchule Stuttgart a bilden, der zunächſt
die Vorarbeiten unter Zuziehung erfahrener Altakademiker fortſetzen
ſoll. Der Studententag ſoll erſt ſtattfinden, wenn nach dem
ſchluß die Studentenſchaft wieder eine ordnungsgemäße er
halten kann. Ein Antrag, der ſich gegen die Zulaſſung ausländiſcher
Aſſſtenten an deutſchen Hochſchulen wendet, wurde dem Arbeitsſchuß als

jal überwieſen.
Die vergeſſenen Hilfsbeamken. Aus Beamtenkreiſen gehen dem

„Berl. Tagebl. folgende durchaus richtige Zeilen zu: Die einmaligen
Teuerungszulagen, die laut Beſchluß der geſetzgebenden Körperſchaſten
den Reichs und Staatsbeamten im Vorjahre gewährt wurden, ſind von
den in Frage kommenden Militär und Zivilbehörden nur den Friedens
beamten ausgezahlt worden, ſoweit ſie ſich im Heimatsgebiet befinden.
Die auf Widerruf angeſtellten Kriegshilfsbeamten und die Beamtenſteh-
vertreter bei den Militär- und Marinebehörden, ferner die Beamten-
und Unterbeamtenaushelfer bei den Zivilbehörden, die zu einem großen
Teil den freien Berufen angehören, erhalten die einmalige Teuerungs
zula t, obwohl ſie ſich in einer erheblich übleren Lage befinden als

Friedens

die Friedensbeamten. Der Bund der Feſtbeſoldeten hat ſich deshalb mit
ausführlichen Eingaben an den. Reichsta und das Abgeordnetenhaus

ſowie an das Reichsſchatzamt und die in Frage kommenden preußiſchen
Staatsbehörden gewandt und Hebeten, ſich auch dieſer Beamtenkategorien
anzunehmen. Ferner hat der Bund auch auf die Notlage der Subaltern-

hingewieſen, die, ohne eigenes Vermögen zu beſitzen, von ihrer
eſoldung noch den Unterhalt für ihre Familie beſtreiten müſſen.

Achiet auf die Marmelade! Alle Marmeladen müſſen überwachi
werden. Jn den meiſten Fällen iſt eine Marmelade, die Verderbnis-
geichen hat, durch Aufkochen zu retten. Da die Schimmelbildung nicht in
die Marmelade dringt, nimmt man ſie ab, legt ein Stück Salizyl-Perga-
ment-Papier darauf und hebt den ſich bildenden Saft mit einem Tee
läffel ab. Am gefährlichſten iſt die Gärung. Durch Aufkochen und

ſchen mit einem friſchen Fruchtwerk kann man ſolche Marmelade noch

ße Aufbewahrung in kühlen, luſtigen Räumen und rechtzeitiges
reifen können die Vorräte vor Verderbnis geſchützt werden.

Ueber die Schikoreegemüſe gibl der Magiſtrat nachſlehende Mil
von L. Okie (Berlin) bekannt: In Kiſten verpackt, einladend

und doch wenig bekannt, ſtand vor dem Kriege in Delikateßgeſchäften
der Schikoree. Auch jetzt noch kommt er in der ſauberen Verpackung zu
uns, iſt aber ein gern geſehenes und viel verwendetes Gemüſe im
Januar und Februar für uns geworden. Die ſtarke Ausfuhr von
Schikoree, deſſen Kultur in Belgien die Winterarbeit des kleinen Man-
nes iſt, der ohnehin im Winter ſeine Treibbeete leer ſtehen hat, wurde,

genießbar machen, ſollte ſie aber ſchnell verbrauchen. Gegen dasSe der Marmelade iſt einmaliges Aufkochen ratſam. Durch

da Frankreich und England als Abnehmer wegflelen, nach Deutſchland

S
c r

e daß der Belgrr gerade dieſen bitteren
ders

geleitet. Der Schikoree kam als Gemüſeart, herrſchte und bürgerte ſich
infolgedeſſen auch bei uns ein. Die Zubereitung des Schikoree iſt äußerſt
e Man waäſcht das Gemüſe und kocht es in ſchwachem Salz-
wa in 10--15 Minuten gar. Wer den bitteren Geſchmack des

oree nicht liebt, entferne die unterſten, weißt Teile. Er ſei aber
eſchmeck am ikoree

ſchätzt. Schikoree läßt ſich im Kochwaſſer, mit Zuſatz von
eiwas Fett und einer hellen Mehlſchwitze ſtoben, läßt ſich aber auch mit
Kartoffeln zuſammen als Gemüſe, ähnlich wie Roſenkohl oder zarter
Wirſingkohl, zubereiten. Man kann auch einen wohlſchmeckenden Ge-

udding oder Gemüſeauflauf unter Zuſatz von Kartoffeln oder
Grieß herſtellen. Zur Suppenbereitung iſt Schikoree eine ſchöne Zu
gabe, wie auch als Gemüſe für unſere Kleinen.

„Die Wahrheit! Die Wahcheit!“ Unter dieſem doppelten Aus
ruf gibt irgend jemand in der bürgerlichen Preſſe bekannt, daß nächſtens
hier ein Herr Balzereit aus Kiel von der Vereinigung ernſter Bibel
forſcher für ganz Norddeutſchland“ über das ſchöne T ſprechen wird:
„Der göttliche Plan der Zeitalter in Verbindung mit der Frage, wie
lange Gott Böſes auf Erden zuläßt.“ Hinzugefügt wird, dieſer
Vortrag „hochintereſſant, aufklärend, gleich wichtig für Gläubige wie für

die unſere gegenwärtige Zeit und Gottes Plan mit der
it nicht verſtehen,“ ſei. Muß das aber intereſſant ſein. Piel-

man gar bei dieſer Gelegenheit hören, wann endlich der Krieg
zu Ende gehen wird!

Frauenvorirag

Frauenvortrage über „Warum gibt es ſo viele unglückliche Frauen
und Mädchen?“ Die Rednerin wies auf die Feinde des Unglücks hin.Obenan ſteht der Alkohol. Schon die Keimzelle des werdenden Men

wird durch ihn vergiſtet. Die Zunahme der Stillunfähigkeit der
iſt mit auf den Alkohol zurückzuführen. Der Umgang der Mäd-der angehenden Mütter, iſt zu beodachten. Wie ſehen ſie der

anheim, die Nervenſtörungen, ſpätere Unterleibsleiden uſw. zur
hat. Reiche Ernährung, ſtraffe Kleidung, Verbergen

der Hände in den Taſchen verurſachen ſie häufig.
die Geſchlechtskrankheiten das Unglück. An ihnen gehen viele Frauen,
ohne es zu ahnen, langſam zugrunde. Hierbei wurde von der Red
nerin auch die Proſtitution erwähnt, wobei Alkohol, maßloſe Ver

Verſührungen, Arbeitsnot mitſpielen. Ein erſchreckend
r Prozentſatz von Mädchen und Frauen betreibt ſie. Ein nd
mal der Menſchheit! Um darum die jungen Frauen vor Unglück zu

hewahren, muß ſchon dem Mädchen die geſchlechtliche Aufklärung ge

G w. riEltern zu. Die Rednerin empfahl verſchiedene Bücher, die die geſchlecht
e en behandeln. Nur ſo kann es zu einer ſpäteren glück

Ehe kommen. Bei dieſer müßte ein geſundheitliches Zeugnis
non beiden Teilen verlangt werden.

iſt Geſundheit. Uebereinſtimmung der Seelen, naturgemäße Ausd. der Mädchen und das Kind. Mit Andacht lauſchten die vielen

re dem mit tiefem Ernſt und heiliger Wärme gebotenen

Hie Halleſche Aktjenbrauerei (äßzt für 1916/17 auch die Vorz
5 Proz.) Ieer ausgehen. Sie erzielte laut Geſchäftsber

u nto 1 150 000 (1 696
Mill. Mark reſultierte nach Deckung aller Unkoſten und bei Ab-

von 85 000 (101 000) M. ein Reingewinn von 9335
M. Die Verwoltung bezeichnet das abgelaufene Betriebsjahr

als das ſchwierigſte ſeit Beſtehen der Geſellſchaft. Das finanzielle Er
wurde durch die geringe Produktion und das ſtändige Steigen

W r 7 ſonſtige r r n err neueniſſe vollſtändig dunkel ſind. Ob das wieder
herabgeſetzte Kontigent voll geliefert werde, müſſe abgewartet

Monkanwerke haben einen kleinen Verluſt erlit
voriger Woche iſt der ihnen gehörige Tagebau der Grude

ung bei Stedken infolge eines in der Nähe niederge
teilweiſe unter Woſſer geſetgt worden. Die mit

herbeiſtrömenden Fluten des Weidabaches den
und ergoſſen ſich in den Tagebau. Mit den Sümpfungs-

iſt ſofort begonnen worden.

Die
Ja

Eine Verſammlung zahlreicher Ver

ſchen den einzelnen Verteilungszeiten liegen.

S des Vereins Geſundhelispflege. Am 16. Januar Föe räulein Gertrude Noack aus Gera vor vollgefülltem edcn in

m meiſten bringen ſich

(Ein Gleiches gilt für die Knaben.) Das kommt den artig

Der Grundfſtein einer glücklichen Föllen

M. Aus dem Bruttogewinn von 1,18

Tö d kitn. Auf dem Güt wu dRa rin Anng Geiling beim Rangieren verledt, ſ
e v rtren. ie Verunglückte wurde der Leichenhalle

s Ror fes zugeführt.
Unfall. Ein 66 jähriger Jnvalide erlitt in der Bernburger

Straße einen Schwindelanfall und ſich beim ua der rechten Gefichtsſeite w. Nehdem er ſich erholt, wurde

er nach ſeiner Wohnung gebracht.

m m Aus der Provinz.
Angleidhmadige Marmeladenverteilung.

Die Reichsſtekle für Gemüſe und Obſt ſchreibt:
Es wird im Publikum, namentlich jener großſtädtiſchen Mittel

punkte, die ſich aus einer Reihe von Kommunen zufammenſetzen,
ſehr unangenehm empfunden, daß die Verteilung der gerade in
der Zeit des jetzigen Fettmangels ſtark begehrten Marmelade in
den verſchiedenen Gemeinden ungleichmäßig erfolgi. Während die
eine Kommune mit der Austeilung längſt fertig iſt, hat eine andere
noch nicht einmal damit begonnen, ſo daß oft mehrer Wochen zwi

Gemüſe und Obſt trägt hieran ebenſowenig Schuld wie die eine
zelnen Kommunalverbände. Denn bekanntlich wird die Zubereitung
des Obſtmuſes an die der Kriegsgeſellſchaft für Obſtkonſerven und
Marmelade, einer Tochtergeſellſchaft der Reichsſtelle, angeſchloſſenen
Marmeladefabriken, die kontingentiert ſind, übertragen. Die eine
Fabrik hat dieſe, eine andere jene Gemeinde mit Marmelade zu
beliefern. Dieſe Belieferung kann aber nicht immer rechtzeitig
und gleichzeitig erfolgen, weil alle die Erſchwerniſſe, die mit dem
Krieg verknüpft find, ſich als oft recht gewichtiges Hemmnis un
liebſam bemerkbar machen.

Da kann die eine Firma nicht rechtzeitig die ihr übertragene
Ware liefern, weil es ihr an den nötigen Kohlen mangelt, nicht
weil dieſe Kohlen nicht vorhanden ſind, ſondern weil die gewaltige
Belaſtung der Eiſenbahnen durch den dringlichen Kriegszwecken
dienenden Güterverkehr eine entſprechende Anfuhr genügender
Kohlenmengen verhindert. Auch waren in den Monaten Oktober
und November die Eiſenbahnen zeitweilig für alle andern Güter
geſperrt, nur um die Bedarfszentren die für unſere Ernährung
ſo wichtige Kartoffel raſch und in Maſſen zuführen zu können. Ein
andermal fehlt es den Marmeladenfabriken wiederum aus den
ſelben Gründen an dem nötigen Zucker, ein drittes Mal kann die
fertig gewordene Marmelade nicht abgeliefert werden, weil nicht ge
nügend Verpackungsmittel, das heißt Fäſſer, Eimer und dergleichen,
vorhanden ſind. Kann die große Knappheit an Fäſſern, Eimern,
Milchkannen nicht zufällig einmal dadurch überwunden werden,
daß eine benachbarte Brauerei, die ſtillſteht, der Marmeladenfabrik
ihr Faßmaterial überläßt, ſo muß dieſe oft wochenlang warten, ehe

ſie das hergeſtellie Obſtmus der an ſie verwieſenen Kommune zu
liefern vermag. Dieſen Schwierigkeiten hat man in manchen Fällen
dadurch zu begegnen verfucht, daß man an Stelle von Fäſſern
ſogar Kiſten zur Verpackung der Marmelade verwandte. Dieſer
Ausweg, der natürlich nur ein Notbehelf ſein kann, hat ſich nicht
durchweg bewährt, weil entweder das zu den Kiſten gebrauchte Holz
bei ſeiner Berührung mit dem feuchten Obſtmus ſich warf und die
Verpackung infolgedeſſen undicht wurde, oder weil die Ware den
Holzgeſchmack annahm und ſomit minderwertig wurde.

Wer alle dieſe Umſtände, zu denen noch viele andre Schwierig-
keiten hinzukonmen, die nicht im einzelnen aufgeführt werden
können, berückſichtigt, wird begreifen, warum die Marmelade nicht
immer zeitig an das Publikum verteilt werden kann und daß das
gelegentliche Ausbleiben des begehrten Obſtmuſes nicht eine Folge
von Mißſtänden iſt, deren Beſeitigung in der Macht der Reichsſtelle
und der verteilenden Kommunen liegt. Jedenfalls kann aber
wiederholt darauf hingewieſen werden, daß die Bewohner eines
verſpätet belieſerten Kommuualverbandes bezüglich der Menge nicht
ſchlechter in ihrem Marmeladenbezug geſtellt ſind. Jeder erhält die-
ſelbe Menge Marmelade wie ſein unter denſelben Verhältniſſen
lebender Nachkar, der eine nur unter Umſtänden ſpäter als der
andere.
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Kleinbahnen für Privatbetriebe,
Zur a des Bedarfs an Feld-, Klein und Förderbahnen

nebſt Betrlebegerät für die einzelnen Bezirke der Provinz Sachſen hat
der Landeshaupimann folgendes Rundſchreiben an die Kom
munalbehörden erlaſſen:

Die Verwendung derartiger Transporteinrichtungen ſcheint mir in
der Provinz Sachſen für die Zeit nach dem Kriege ganz beſondere Be
deutung zu haben. Der Mangel an Zugvied und
leuten wird für die in gro unſer hackfruchtba Landwirt
ſchaft und das Gewerbe, auf die Benutzung von Landfuhrwerken
angewieſen iſt, ſich ſtark bemerkbar machen und die Einrichtung von

örderbahnen oder Automobillinien von den Produktionsſtellen nach
der nächſten Eiſenbahnſtatlon, nach Zuckerfabriken oder andren Stellen
dürfte ſich rentabel erweiſen. In manchen Fällen wird der einzelne
Landwirt oder Gewerbetreibende für allein zweckmäßige undausgenutzte v r ſchaffen können. n den
wird aber eine größere Zahl von Landwirten und Gewerbetreibenden
emeinſam eine Förder mit Lokomotivbetried oder einen Automobil

r herſtellen müſſen, um erträgliche Beförderungskoſten zu
Es wird in dem letzigenannten Falle für die Vetelligten ſchwer ſein,ein Bild darüber r u Weiſe ihr en

gen errichtet und die Beiriebs
zu be wirtſchac r W Porrnn ver i e dermittel nicht voll guegenutzt werden.

Frage, wer Träger der ein
zelnen Transportunternehmungen werden ſoll. inwieweit ein d

enheit

ragen

Oie Vertenerung der Lieferungaprämien.

Eine Verordn des des20 Roremder if Ce h en de e e e iießlich erfolgte, um eine Lieferungeprämie von 10 Mark für die

Die Reichsſtelle für

An ehe

Tagen ein Schulknabe aus der Annendo

enbauer in der
Kurier“ Nr. 50: die

ungsamts vom 24. November 1917 iſt neuerung des Krieg
dee

r mu ark, 3a e m. denn iſe liar, daß r M in
das Brotgetreide aber und die Gerſte verfüttert werden. Die neuen
Verordnungen führen die Gefahr der Verfütt von Brotgetreide

direkt herbei und en u durch die neueSchwein werden ſoillen.“ſſen müßte der Bauernführer eigentlich fordern,
daß die Lieferungsprämie wieder aufgehoben wird. Das tut er nicht,
im Gegenteil: er meint ſogar, es wäre eine „ſchwere Ungerechtigkeit“gegen die wert i e geſtellten Betriebe, wenn die e ab
I. März 1918 wieder ergtst etzt würden. etzt die Preiſe für

r uWeizer Roggen und ſte in die o wieder einen
Ausgleich gegenüber de iſ e Und wenn dannd e zur Udlſeſerun reden nicht ſehr groß iſt, dann
ſchafft man eben wieder einen „Ausgleich“, indem man das Futterge
treide im Prei Und ſo k weitergehen, das Spielbraucht i n e Weren T es ſich de Volk ſeüen e

Städ tiſcher Zwiebackverkauf. DieMerſeburg.
ährmittel und Eier in Berlin hatReichsverteilungsſtelle für

dem hieſigen Kommunalverbande Zwieback überwieſen. Dieſer
Zwieback, der durch den Kreiseinkauf bzw. durch de S

reiſes zumteilungsſtellen an die cpiigre wenden Geſchäfte des
Verkauf überwieſen wird, darf nur gegen Krankenbrotmarken zu
den auf den einzelnen Paketen aufgedruckten Preiſen abgegeben
werden. Der ieback kommt in Paketen von etwa 124 Gramm
z Lieferung, ſo daß für eine Krankenbrotmarke 2 Pakete Zwie-zu verabfolgen ſind. Die vereinnahmten Krankenbrotmarken
ſind von den Verkaufsſtellen an die Verteilungsſtellen des Kreiſes
abguliefern, da ſie dieſe ihrerſeits der Kreismehlverteilungsſtelle
einzureichen haben. Nach der Anzahl der eingereichten Kranken-
broimarken erfolgen dann die weiteren Zukeilungen von geben.
Geſchäfte, die ſich beim Verkauf von Zwieback unzuverläſſig er-
weiſen, vor allen Dingen ſolche Geſchäfte, die Zwieback ohne Kran
kenbrotmaxken abgeben, können bei den weiteren Verteilungen des-
ſelben nicht wieder berückſichtigt werden.

Der Milchverkauf in der ſtädtiſchen Milchſtelle findet
täglich von 11 bis 12 Uhr ſtatt. Um das ganz unnötige Stehen
vor dem Laden und Skörungen zu vermeiden, wird vom ſtädti
ſchen Lebensmittelamt dringend erſucht, daß ſich nicht alle Milch-
abholer, wie jetzt, gig zu gleicher Zeit kurz vor 10 Uhr ein-re gern daß die Abholung auf einen ſpäteren Zeitpunkt ge

egt wird.
Weißenfels. Ueber die Gültigkeit der Brst-

marken im Landkreiſe gibt der Landrat bekannt: Aus beſon
deren Gründen weiſe ich darauf hin, daß zzr Zeit nur noch die
für die Zeit vom 24. Dezember 1917 bis 20. Januar 1918 aus
gehen grüne Brotmarke und die für die vom 21. Januar
is 17. Februar 1918 ausgegebene graue Brotmarke des Land-kreiſes Weißenfels Gültigkeit hat. Für alle anderen Brotmarken

wird von der Getreide- und Mehlſtelle kein Mehl geliefert. Bei
beiden Brotmarken iſt darauf zu achten, daß bereits im Auguſt 1917
n Bxrotmarken ausgegeben worden ſind, die jedoch über
80 Gramm Mehl lauteten. Dieſe Brotmarken ſind ebenfalle

nicht mehr gültig.
Vom Schöffengericht, Die früher bei der Effen

S ierſelbſt ftigte unverehelichte ArbeiterinElſa Wettig iſt geſtändig, verſchiedene Kleidungsſtücke aus einem
Pappkarton entwendet zu haben; dies muß ſie mit drei Monaten
Gefängnis büßen. Die unverehelichte Arbeiterin Frieda Gut
jahr hier wird der ſahrläſſigen tung für ſchuldig befunden und
koſtenpflichtig zu zwei ochen efängnis verurteilt. Sie
hatte ihr en es Kind aus dem Krankenhauſe ob
wohl ſie eindringlich auf die lebensgefährlichen Folgen hingewieſen
war. Das Kind iſt verſtorben,

habe, bei eintretender Pakanz das zu befolgen, w e i

treten, tro die lkomm einen andevt. g al en beſonders die un nahen
überall einen unſerer Genoſſen in den Vo gewählt

wie es der Gerechtigkeit entſpräche, nur Zeitz mache eine Ausnahme
Die 3. Abteilung habe deshalb beſchloſſen, an der Vorſtandswahl

beteiligen. Stadtv, Beſcherer, der der Wahlkome ertiine man habe h de hen r
h

ſchluß oft durch das Zuſammenhalten der 3. Abteilung geändert worden.
etzt bei der Trennung in der der Beſchwerdeführer hätten dieſe
ch ſogar der extremen Richtung angeſchloſſen. Man habe auf Einigung

in der Stadtverordnetenperſammlung hingearbeitet, die 3. Abteilung.
ſuche aber immer ihren Parteiſtandpunkt durchzuſetzen. Deshalb könne
man ſie nicht wählen. erklärte, es ſel ganz ſelbſtverſtändlich
daß die er der Z. ung ihren kt immer wahr-
nehmen. Sik ſeien als S okraten gewählt und hätten ihre
a Geſinnung nicht zu Hauſe gelaſſen, wenn ſie auf das Rathaus

te h n n je t Einwohne eweſen e r reſer ſ eelte u haben. Und wenn es hier und da Zuſammen
et habe, den lege das in der n der denn auch
die ihre Anſicht vertreten. Und wenn ſich die hie

Sozialdemokraten n ſie eben So ſindDas werde man ſich merken. Wenn aber Herr ſagte, I
r J erinnere er d ja Herr S undommiſſion v dieWahlkommiſſion ihn Soll b er ver S der

r W vorgeſchlagen, als dan in av worben ſel dar die hie in relbſte Roch a de ichen die Mag un
aus. Wenn die Sozialdemokraten Ruder kommen. würde wohl

ezur keine Parteien mehr. Er h man n
neEinigkeit hergeſtellt würde.

enommen und die
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